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Stadt Schwarzenbek - Postfach 1440 - 21487 Schwarzenbek  

Herrn Jan Kürschner 

Vorsitzender des Innen- und Rechtsausschusses des 

Schleswig-Holsteinischen Landtages 

LANDESHAUS 

Düsternbrooker Weg 70 
24105 Kiel 

nur per E-Mail: innenausschuss@landtag.ltsh.de 

Entwurf eines Gesetzes zur Auflösung des Forstgutsbezirkes Sachsenwald 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN und SPD – Drucksache 20/3588 

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN und SPD – Umdruck 20/5341 

Sehr geehrter Herr Kürschner, 

zunächst bedanke ich mich für die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme zu dem im Betreff näher 

bezeichneten Gesetzesentwurf. Im Hinblick auf die aus meiner Sicht sehr kurze Fristsetzung darf ich bereits 

an dieser Stelle auf die angefügte detaillierte Stellungnahme hinweisen. 

In ihrer Sitzung am 16.10.2025 hat sich die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schwarzenbek nach 

Feststellung der Dringlichkeit mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Auflösung des Forstgutsbezirkes Sachsen-

wald sowie Ihrer Anhörung vom 09.10.2025 befasst. Einstimmig wurde in diesem Zusammenhang folgender 

Beschluss gefasst: 

„Die Stadt Schwarzenbek spricht sich ausdrücklich weiterhin, auch in Teilen, gegen eine Eingemeindung des 

Forstgutsbezirkes Sachsenwald aus.  

Aus Gründen der interkommunalen Kooperation, des kommunalen Zusammenhalts, bestehender histori-

scher und aktueller Verflechtungen vor Ort sowie in Verantwortung als einzige Stadt im Kreis der Anrainer-

gemeinden des Forstgutsbezirkes Sachsenwald des Kreises Herzogtum Lauenburg, wird die Gemeinde 

Aumühle für den Fall einer alleinig nach Aumühle eingeleiteten Inkommunalisierung des Gutsbezirkes  

Sachsenwald in der Form unterstützt, als das die Flurstücke 24, 25, 26 und 27 der Gemarkung Sachsenwald 

in die Stadt Schwarzenbek eingemeindet werden.“ 

Darüber hinaus wurde beschlossen, zu detaillierten Fragen des Gesetzesentwurfes gemeinsam mit den  

Gemeinden Aumühle, Börnsen, Brunstorf, Dassendorf, Kasseburg, Kröppelshagen-Fahrendorf und Möhnsen 
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Herr Johannsen 
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Sie auf www.schwarzenbek.de. 
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eine Stellungnahme abzugeben. Auf diese, diesem Schreiben als Anlage angefügte Stellungnahme, wird im 

Detail verwiesen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

 

Norbert Lütjens 

Bürgermeister 

 

 

Anlage 

Stellungnahme der Gemeinden Aumühle, Börnsen, Brunstorf, Dassendorf, Kasseburg, Kröppelshagen- 

Fahrendorf, Möhnsen und der Stadt Schwarzenbek zum Entwurf eines Gesetzes zur Auflösung des Forst-

gutsbezirkes Sachsenwald 



Stellungnahme der Gemeinden 
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1. Zusammenfassende Stellungnahme  

Die Gemeinden, dies schließt im weiteren Verlauf dieser Stellungnahme die Stadt 

Schwarzenbek mit ein, werden das beabsichtigte Gesetzgebungsverfahren weiter konstruktiv 

begleiten und sind bereit, in einem offenen Dialog Lösungsansätze zu entwickeln, um den mit 

dem Gesetzesentwurf einhergehenden Eingriff in die kommunale Selbstverwaltungsgarantie 

abzumildern. 

Der Gesetzesentwurf in seiner aktuell vorliegenden Fassung, auch unter Berücksichtigung des 

Änderungsantrages, wird jedoch abgelehnt.  

Begründung: 

a) Der Gesetzgeber hat die Gründe des öffentlichen Wohls für diesen Eingriff in die 

verfassungsrechtlich geschützte kommunale Selbstverwaltungsgarantie darzulegen und 

alle für und gegen die Gebietsänderung sprechenden Gründe zu ermitteln, gewichten 

und abzuwägen. Dieser hohen Anforderung wird der Gesetzesentwurf samt seiner 

Begründung nicht gerecht. Auch die Prüfung einer Alternative zu einer Gebietsänderung 

erfolgt nicht. 

 

b) Die Auflistung der Flurstücke, die in die einzelnen, den bisherigen Forstgutsbezirk 

umgebenden Gemeinden eingemeindet werden sollen, ist für die Gemeinde 

Kröppelshagen-Fahrendorf unvollständig. Das Flurstück 6 der Flur 56 ist, falls eine 

Eingemeindung vorgenommen werden sollte, für eine Eingemeindung nach 

Kröppelshagen-Fahrendorf vorgesehen, aber im Gesetzentwurf nicht genannt. Dieses 

Flurstück würde also gemeindefrei bleiben. 

 

c) Der vorliegende Gesetzesentwurf gibt keine Antwort darauf, nach welcher 

Rechtsgrundlage nach dem 31.12.2025 Gewerbesteuernachzahlungen für die Vorjahre 

festgesetzt werden können. Dies birgt die Gefahr, dass wegen einer unzureichenden 

Rechtsgrundlage keine Steuern festgesetzt werden können, insbesondere nicht von den 

Gemeinden. Die konkreten Folgen für die Amtsumlagen und die Kreisumlage lässt der 

Gesetzesentwurf ebenfalls offen.  

 

d) Der Abschluss von Gebietsänderungsverträgen zwischen den flächenaufnehmenden 

Gemeinden und dem Gutsbesitzer zur Regelung des Gebietsüberganges wird 

ausdrücklich untersagt. Es besteht auf gemeindlicher Seite allerdings ein erhebliches 

Regelungsbedürfnis für Straßen und Wege, den Brandschutz, Gewerbesteuer, 

Kreisumlage und zur bisherigen Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben im Gutsbezirk. 

 

e) Vor einer durch Gesetz angeordneten Gebietsänderung sind neben den betroffenen 

Gemeinden auch die betroffenen Kreise und Ämter anzuhören. Eine Anhörung der vom 

Gesetz betroffenen Ämter Hohe Elbgeest und Schwarzenbek-Land ist allerdings nicht 

erfolgt und nach der dem Anhörungsschreiben beiliegenden „Anzuhörendenliste“ auch 

nicht vorgesehen.  

 

f) Die Anhörungsfrist von drei Wochen (09.10.2025 bis 30.10.2025) ist für einen derart 

tiefen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden in Form einer 

gesetzlichen Gemeindegebietsänderung unangemessen kurz. Dies gilt umso mehr, als 

dass die Herbstferien vollumfänglich betroffen sind (20.10.2025 bis 30.10.2025), in 
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denen selbst auf Landesebene keine Sitzungen stattfinden, dies aber auf kommunaler 

Ebene erforderlich gemacht wird.  

 

g) Die Belastungen, die für die Gemeinden mit der Eingemeindung des bisher 

gemeindefreien Gebietes einhergehen, bleiben unberücksichtigt. Diese Belastungen 

betreffen insbesondere die Übernahme der Straßenbaulast für die durch den 

Sachsenwald verlaufenden öffentlichen Wege, Zuständigkeit für den Brandschutz im 

Sachsenwald, die Lasten aufgrund der Bauleitplanung für das erweiterte 

Gemeindegebiet und den fehlenden hinreichenden Ausgleich der Belastungen durch die 

bestehenden Regelungen (z.B. durch Steuereinnahmen oder durch Instrumente des 

Finanzausgleichsgesetzes).  

 

Bisher hier aufgelaufene Belastungen: 

Kosten der Rechtsberatung          18.410 € 

Beratungskosten in der Bauleitplanung         4.908 € 

Verwaltungsaufwand der Gemeinden und Ämter    137.400 € 

 

Erwartete weitere Kosten:          

Verwaltungsaufwand        186.950 € 

Vertragsangelegenheiten, wie Gebietsänderungsverträge     32.300 € 

Übernahme der Archivalien            8.000 € 

Personalmehrbedarf ermitteln: Tiefbau, Liegenschaften, Bauhöfe    20.000 € 

Übernahme der Kassengeschäfte         17.200 € 

Wegfall Amtsumlage Gutsbezirk         11.000 € 

Flächennutzungspläne durch Externe      494.000 € 

Flächennutzungspläne intern begleitet                  50.000 € 

980.168 € 

Erwartete, aber noch unklare Kosten: 

o Ermittlung des Umfangs öffentlicher Wege, z.B. Rechtsberatung, technische 

Begutachtung, Schadstoffbelastungen 

o Erhebung Realsteuern einschließlich Vollstreckung    

o Gewässerunterhaltung: Kalkulieren, veranlagen  

o weitere Gebietsänderungen auf kommunaler Ebene 

o Liegenschaftsangelegenheiten, Übernahme von Wegeflächen   

o Brandschutzangelegenheiten: Gutachten zum Umfang und Ausstattung 

o Unterhaltung v. Brandschutzeinrichtungen   

o Gefahrenabwehr, inkl. Bahnstrecke   

o allgemeine Ordnungsangelegenheiten  

o Archäologisches Interessengebiet 

o Beteiligung übergemeindlicher und überregionaler Planungen  

o Baumkontrollen 

o Verkehrssicherungspflichten 

o Wegeunterhaltung  

o Straßenreinigung, Winterdienst 

o Widmungen und Einziehungen von Straßen und Wegen 

o Weitere Bauhofleistungen der Gemeinden 

Es besteht die Erwartung, dass betroffenen Ämter und Gemeinden von diesen Kosten 

freigehalten werden.   



Stellungnahme der Gemeinden zum Gesetzesentwurf zur Auflösung des Forstgutsbezirk Sachsenwald 
________________________________________________________________________________________ 

 
5 

2. Anlass der Stellungnahme  

Mit Entscheidung des Landtages in seiner Sitzung am 26.09.2025 wurde der vorliegende 

Gesetzesentwurf der Fraktionen CDU, Bündnis 90/Die Grünen und SPD (Drucksache Nr. 

20/3588) zur federführenden Beratung in den Innen- und Rechtsausschuss und zur Mitberatung 

durch den Finanzausschuss verwiesen. Diese beiden Ausschüsse haben sich in ihren 

Sitzungen am 01.10.2025 bzw. 02.10.2025 mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf in der 

Fassung des Änderungsantrages (Umdruck 20/5341) befasst.  

Ergebnis in der Sitzung des Innenausschusses war, die beteiligten Gemeinden schriftlich 

anzuhören.  

Dieser Entscheidung hat sich der tags darauf tagende Finanzausschuss angeschlossen.  

Mit E-Mail-Schreiben des Geschäftsführers des Innen- und Rechtsausschusses vom 

09.10.2025 geht der Wunsch nach schriftlicher Stellungnahme irritierenderweise direkt bei den 

ehrenamtlichen Bürgermeister*innen der Gemeinden des Amtes Hohe Elbgeest und des Amtes 

Schwarzenbek-Land ein. Am selben Tage geht das E-Mail-Schreiben im Vorzimmer des 

Bürgermeisters der Stadt Schwarzenbek ein. 

Sowohl das Amt Hohe Elbgeest als für die Gemeinden Aumühle, Börnsen, Dassendorf und 

Kröppelshagen-Fahrendorf zuständige Amtsverwaltung als auch die für die Gemeinden 

Brunstorf, Möhnsen und Kasseburg zuständige Amtsverwaltung Amt Schwarzenbek-Land 

haben von diesem Schreiben lediglich durch entsprechende Hinweise der Bürgermeister*innen 

der ihnen angehörenden Gemeinden Kenntnis erlangt. 

Unabhängig davon, dass üblicherweise der Schriftverkehr bei amtsangehörigen Gemeinden der 

guten Ordnung halber über die Amtsverwaltungen erfolgt, ist eine Anhörung der vom Gesetz 

betroffenen Ämter nach der dem Schreiben beiliegenden „Anzuhörendenliste“ auch nicht 

vorgesehen. Dies verwundert sehr, da nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Gemeindeordnung (GO) vor 

jeder Gebietsänderung – auch vor einer durch Gesetz angeordneten – eine Anhörung nicht nur 

der betroffenen Gemeinden, sondern auch der Kreise und Ämter stattzufinden hat, dem die von 

der Gebietsänderung betroffenen Gemeinden angehören. Eine Anhörung des Amtes ist nicht 

nur mit Blick auf die vom Amt eigenständig wahrgenommenen Aufgaben (siehe insbesondere 

§§ 4 und 5 Amtsordnung) sachgerecht, sondern § 15 GO kommt hinsichtlich der Ämter ein 

einfachgesetzlicher Schutzcharakter zu. Werden die betroffenen Ämter nicht angehört, liegt ein 

evidenter Verfahrensfehler vor, der zur Nichtigkeit des Gesetzes führt (Schliesky/Schwind, in: 

Schulz/Wolf/Bülow/Schliesky (Hrsg.), Kommunalverfassungsrecht SH, § 15 GO Rn. 85 (Stand: 

November 2004)).  

Insofern weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die den beiden Ämtern angehörenden 

Gemeinden ausschließlich eine Stellungnahme im Rahmen ihrer Selbstverwaltungshoheit 

abgeben. Wir gehen davon aus, dass die Anhörung der ebenfalls betroffenen Ämter, auch im 

Hinblick der Auswirkungen auf die ihnen zugewiesenen Aufgaben - zur Vermeidung der 

Nichtigkeit des Gesetzes- noch eingeholt wird.  

Angesichts der bisherigen Dauer der Diskussionen und Beratungen auf Landesebene zum 

Thema gemeindefreie Gutsbezirke und insbesondere Gewerbesteuererhebung durch den 

Gutsvorsteher im Gutsbezirk Sachsenwald mutet es befremdlich an, dass den Gemeinden, die 

überwiegend ehrenamtlich verwaltet werden, lediglich eine Frist von gerade einmal 3 Wochen 

zur Stellungnahme eingeräumt wird, die dann noch zu einem überwiegenden Teil in die 

Herbstferienzeit fällt.  
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Wir halten diese Frist für unangemessen kurz und sehen darin einen Verstoß gegen das Gebot, 

eine angemessene Anhörungsfrist zu setzen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 GO). Kaum ein Eingriff in die 

kommunale Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden ist derart tiefgehend wie eine 

gesetzliche Gebietsänderung, die die Planungshoheit der Gemeinden tangiert. Um sich hiermit 

sachgerecht beraten zu können, ggfs. auch unter Beteiligung externer Sachverständiger, sind 

die Anforderungen an eine solche Anhörungsfrist entsprechend hoch.  

Es liegt eine der Gemeindevertretung vorbehaltene Angelegenheit gemäß § 28 Nr. 6 

Gemeindeordnung vor. 

Für die einzuberufenden Sitzungen sind Ladungsfristen einzuhalten, welche mindestens eine 

Woche betragen müssen (§34 Abs. 3 Gemeindeordnung), die nach Regelungen in den 

jeweiligen Geschäftsordnungen auch länger sein können. Zudem liegen die Herbstferien 

inmitten dieser Frist (20.10.25 – 30.10.25). Üblicherweise stehen viele ehrenamtliche 

Kommunalpolitiker*innen in dieser Zeit für ihr Ehrenamt nicht zur Verfügung, so dass regelhaft 

in Ferienzeiten keine Sitzungen stattfinden.  

Dem öffentlich zugänglichen Sitzungskalender des Landtages ist zu entnehmen, dass auch auf 

Landesebene auf Ferienzeiten Rücksicht genommen wird. Umso unverständlicher ist es, dass 

dies im Rahmen des Rücksichtsnahmegebots nicht für die betroffenen Gemeinden/ 

gleichermaßen gelten soll.  

Eine sachgerechte Befassung (angemessene Zeit für Willensbildung und Entscheidung) kann 

zusammenfassend in einer derart kurzen Frist nicht stattfinden.  

Ausschließlich fristwahrend und zur Vermeidung von inakzeptablen Eingriffen in die 

Selbstverwaltungsgarantie wird aktuell daher eine Stellungnahme trotz der vorgenannten 

rechtlichen Bedenken abgegeben. Ob aus Sicht der Gemeinden alle relevanten Gesichtspunkte 

angesprochen werden, kann aufgrund der Kürze der gesetzten Anhörungsfrist nicht 

abschließend geprüft werden.  

Diese Stellungnahme der Gemeinden erfolgt anhand der o.g. Gliederung, in der zu den 

einzelnen Punkten nach derzeitiger Erkenntnislage eingegangen wird. 

Die Gemeinden hätten ferner erwartet, dass dem Kreis Herzogtum Lauenburg eine Frist zur 

Stellungnahme eingeräumt wird, die nach der den Gemeinden gesetzten Frist zum 30.10.2025 

liegt. Es stellt sich an dieser Stelle des Vorgehens die Frage, wie der Kreis seiner Verpflichtung 

aus der Kreisordnung nachkommen sollte, sich für die Selbstverwaltungsbelange seiner Städte 

und Gemeinden einzusetzen, wenn deren Haltungen gar nicht bekannt sein konnten.  
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3. Zeitlicher Hergang seit erstem Landtagsbeschluss in dieser Sache 

 

18.11.2024 Anruf aus dem Innenministerium: Zielsetzung ist die Auflösung des 

Gutsbezirks, weitere Gespräche über den Landrat werden folgen. 

20.11.2024  Landtagsdebatte 72. Sitzung  

11.12.2024 Erstes Gespräch beim Landrat mit Kommunalaufsicht Kreis Herzogtum 

Lauenburg, Gutsbesitzer, Gutsvorsteher, Amtsdirektor Amt Hohe 

Elbgeest. 

27.01.2025   Treffen auf Einladung des Landrates mit anliegenden Gemeinden 

Feb. /2025   verschiedene Beratungen in den Landtagsausschüssen 

18.02.2025 Erster Fragenkatalog des Amtes Hohe Elbgeest an Kommunalaufsicht 

und Innenministerium  

März und  Beschlüsse des Amtes Hohe Elbgeest und der Gemeinden: Keine  

April 2025   freiwillige Eingemeindung  

19.03.2025   Erste Antworten auf Fragenkatalog durch Innenministerium 

April 2025 Schreiben der Gemeinden an den Landrat: Freiwillige Eingemeindung 

wird nicht erfolgen. 

April 2025 diverser Schriftverkehr mit Innenministerium zu Einzelfragen; dem 

Innenministerium Verflechtungsbeziehungen der Anrainergemeinden 

zum Sachsenwald benannt 

21.05.2025  Termin mit Innenministerium, Kommunalaufsicht und Anrainergemeinden  

in Dassendorf: Gemeinden sollen Vorschlag unterbreiten  

03.06.2025 Termin im Innenministerium mit Amtsdirektor, Bgm Dassendorf und 

Aumühle zu Einzelfragen und Haltungen 

11.06.2025  Beginn der Arbeiten zur Flächenverteilung im Amt Hohe Elbgeest 

25.06.2025 Termin im Innenministerium mit Gutsvorsteher, Landrat und 

Kommunalaufsicht; grundsätzliche Haltung des Gutsbezirks, Einzelfragen 

und Zusicherung, dass das Amt Hohe Elbgeest im 

Gesetzgebungsverfahren gehört wird 

25.06.2025  Zusammenkunft der Anrainergemeinden zum Entwurf einer möglichen 

Flächenaufteilung und gemeinsame Positionierung  

30.06.2025 Amt Hohe Elbgeest an Innenministerium: Mitteilung des Ergebnisses aus 

der Zusammenkunft der Gemeinden vom 25.06.2025 

03.07.2025 Beantwortung der Fragen des Amtes Hohe Elbgeest durch das 

Innenministerium 

10.07.2025 Amt Hohe Elbgeest an Innenministerium: Vorschlag einer 

Gebietsaufteilung  
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30.07.2025  Veröffentlichung Drucksache 20/275  

10.09.2025  Innen- und Rechtsausschuss Landtag nimmt Unterrichtung zur Kenntnis 

23.09.2025  Plenarsitzung Landtag: Ohne Aussprache federführend an Innen- und  

   Rechtsausschuss verwiesen, Finanzausschuss mitberatend;  

Drucksache 20/3588 

24.09.2025  Sammeldrucksache 20-03619 

26.09.2025   Beschluss des Landtages  

01.10.2025  Innen- und Rechtsausschuss mit Änderungsantrag  

02.10.2025   Finanzausschuss  

Beide Ausschüsse sprechen sich dafür aus, die betroffenen Gemeinden 

schriftlich anzuhören  

09.10.2025 Eingang Anhörung bei den Gemeinden und dem Kreis, nicht bei den 

Ämtern, mit kurzer Frist bis zum 30.10.2025, direkt bei den 

ehrenamtlichen Bürgermeister*innen, ohne Postlauf an oder über die 

Amtsverwaltungen bzw. beim Vorzimmer des Bürgermeisters der Stadt 

Schwarzenbek.  
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4. Fehlende Rechtfertigung der Gebietsänderung aus Gründen des 

öffentlichen Wohls 

Die dem Gutsbezirk anliegenden Gemeinden und deren Verwaltungen haben sich in guter 

kommunaler Zusammenarbeit weiter mit den aufgeworfenen Fragestellungen beschäftigt, die 

bereits bei der optionalen, freiwilligen Eingemeindung thematisiert wurden. Eine freiwillige 

Eingemeindung wurde abgelehnt, dennoch haben sich die dem Gutsbezirk anliegenden 

Gemeinden und deren Verwaltungen konstruktiv in die Diskussion um die zukünftige Aufteilung 

des Sachsenwaldes eingebracht. 

Nicht zuletzt findet dies seinen Ausdruck darin, dass auch in der Begründung zum Gesetz 

nachzulesen ist, dass die Gebietsteilung letztlich auf einem Vorschlag des Amtsdirektors des 

Amtes Hohe Elbgeest beruht. 

Dieser Vorschlag konnte jedoch nur deshalb in der Form abgegeben werden, als dass sich die 

in dem Gebietsteilungsvorschlag erwähnten Gemeinden mit der Gemeinde Aumühle solidarisch 

erklärt haben, für die ansonsten zu befürchten war, dass ihr der gesamte Gutsbezirk zufallen 

würde. Die Gelegenheit wurde aufgegriffen, die faktisch bestehenden und nicht nur finanziellen 

Verflechtungsbeziehungen dieser Gemeinden zum Gutsbezirk Sachsenwald darzustellen.  

Im Übrigen gilt dies auch für die jetzt in dem Gesetzesvorschlag nicht erwähnte Gemeinde 

Havekost, die eine Neuordnung des Gutsbezirks zum jetzigen Zeitpunkt aus grundsätzlichen 

Erwägungen ablehnt, da die Folgen insbesondere hinsichtlich der auf die Gemeinden 

zukommenden Kosten nicht geklärt sind.  

Dies zeigt deutlich das Interesse, auf gemeindlicher Ebene zu einer ausgewogenen und 

sachlich begründeten Lösung zu kommen. 

Eine Gebietsänderung ist nach § 14 Abs. 1 Gemeindeordnung (GO) nur aus Gründen des 

öffentlichen Wohls zulässig. Die Gemeindeordnung steht zwar normenhierarchisch auf 

derselben Stufe wie das Gebietsänderungsgesetz; sie stellt daher nicht höherrangiges Recht 

dar, an dem das Gebietsänderungsgesetz zu messen wäre. Allerdings spiegelt das Erfordernis, 

Gemeindegebiete nur aus Gründen des öffentlichen Wohls zu ändern, das verfassungsrechtlich 

verbürgte kommunale Selbstverwaltungsrecht (Art. 54 Abs. 1 LV, Art. 28 Abs. 2 GG) wider. 

Eingriffe in den Bestand von Gemeinden sind nur zulässig, wenn sie durch Gründe des 

öffentlichen Wohls gerechtfertigt sind. Der Gesetzgeber muss dazu alle für und gegen die 

Gebietsänderung sprechenden Gründe, Interessen und Belange ermitteln, gewichten und 

sorgfältig gegeneinander und untereinander abwägen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 12.05.1992 

– 2 BvR 470/90 u.a. –, BVerfGE 86, 90, 109).  

Dieser hohen Anforderung wird der vorliegende Gesetzentwurf samt seiner Begründung nicht 

gerecht.  

Der Gesetzentwurf benennt zwar grundsätzlich Gründe, die aus Sicht des Landes für die 

beabsichtigte Eingemeindung des bisher gemeindefreien Gebietes in einige der den 

Sachsenwald umgebenden Gemeinden sprechen. Diese Gründe rechtfertigen jedoch schon für 

sich betrachtet nicht die Eingemeindung. Die Begründung des Gesetzentwurfs lässt zudem die 

Belastungen, die sich für die aus der Eingemeindung für die betroffenen Gemeinden ergeben, 

völlig außer Betracht. Zudem befasst er sich nicht mit Alternativen, die die aufgekommene 

Problematik der Gewerbesteuer lösen könnten, ohne die Gemeindegebietsgrenzen zu 

verändern. 
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a) Zu den vom Gesetzgeber für die Gebietsänderung angeführten Gründen 

 

Der Gesetzgeber stützt seinen Gesetzentwurf maßgeblich darauf, dass durch die 

Eingemeindung des bisher gemeindefreien Gebietes dem Demokratieprinzip Rechnung 

getragen werde. Denn das stehe hinter dem Kommunalisierungsauftrag des § 13 Abs. 2 GO. 

Die Umsetzung des Demokratieprinzips könne flächendeckend nur gelingen, wenn jegliche 

Bereiche im Gebiet des Bundes bzw. des Landes zu einer Kommune gehörten (LT-Drucksache 

20/3588, S. 5). Es liege hier „kein atypischer Fall“ vor, der es rechtfertige, die beiden 

verbliebenen gemeindefreien Gebiete auf dem Festland nicht zu inkommunalisieren.  

 

Die Bedeutung des Demokratieprinzips soll hier nicht ansatzweise in Abrede gestellt werden. 

Allerdings: Ein konkretes Demokratiedefizit gibt es im Sachsenwald nicht. Im gemeindefreien 

Gebiet Sachsenwald hat niemand seinen festen Wohnsitz. Die bewohnten Gebiete im 

Sachsenwald sind Enklaven der Gemeinde Aumühle, gehören also nicht zum gemeindefreien 

Gebiet. Alle Menschen, die dort wohnen, sind Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde 

Aumühle. Sie sind in Aumühle zur Gemeindevertretung wahlberechtigt. Die Gemeinde Aumühle 

übt in den Enklaven ihre allgemeinen Hoheitsrechte (insbesondere Planungshoheit, 

Steuerhoheit) aus. 

Das gemeindefreie Gebiet Sachsenwald gehört zum Amt Hohe Elbgeest. Örtliche 

Ordnungsbehörde ist der Amtsdirektor des Amtes Hohe Elbgeest, nicht der Gutsvorsteher. Im 

Übrigen untersteht der Sachsenwald der Zuständigkeit des Landrats als Kreisordnungsbehörde, 

der Landesordnungsbehörden, der Sonderordnungsbehörden (Naturschutzbehörden, 

Wasserbehörden, Straßenverkehrsbehörden usw.) und natürlich der Landespolizei. Eine 

„Gutsherrlichkeit“ besteht im Sachsenwald nicht. Die dort ausgeübten Hoheitsbefugnisse sind 

allesamt in gleicher Weise demokratisch legitimiert wie im übrigen Landesgebiet.  

Schließlich kann man mit Fug und Recht von einem atypischen Fall sprechen: Der Sachsenwald 

ist 58,5 km² groß, vollständig bewaldet und unbewohnt. Ein solches Gebiet gibt es in Schleswig-

Holstein nur einmal. Eine derart große, zusammenhängende, unbewohnte Waldfläche stellt an 

ihre Verwaltung nicht die gleichen Anforderungen wie ein Siedlungsgebiet. Hier bedarf es, 

abgesehen von Verkehrswegen, keiner öffentlichen Einrichtungen, weil es keine 

Einwohnerschaft gibt, zu deren Benutzung sie errichtet würden (vgl. § 18 GO). Es bedarf keiner 

Bauleitplanung, weil das Waldgebiet ohnehin nicht planmäßig bebaut werden soll. Die 

Bauaufsicht wiederum nimmt, wie üblich, der Kreis wahr. Im Gegenzug wäre ein großes, 

unbewohntes und unbesiedeltes Waldgebiet in einer Gemeinde ein Fremdkörper. Die Gründe, 

die es vor knapp 100 Jahren rechtfertigten, diesen Teil des Forstgutsbezirks Sachsenwald 

gemeindefrei zu belassen (siehe § 11 Abs. 5 des Gesetzes zur Regelung verschiedener Punkte 

des Gemeindeverfassungsrechts vom 27.12.1927 (PrGS S. 211)), bestehen daher nach wie 

vor.  

Der Sachsenwald ist im Übrigen auch kein schleswig-holsteinisches oder lauenburgisches 

Kuriosum.  

In Deutschland gibt es fast 200 gemeindefreie Gebiete, vor allem in Niedersachsen und in 

Bayern. Mehrere von ihnen sind der Fläche nach in etwa so groß wie das gemeindefreie Gebiet 

Sachsenwald (58,5 km²), manche sogar deutlich größer. Zwei Gebiete in Niedersachsen sind 

sogar bewohnt, die übrigen sind, wie der Forstgutsbezirk Sachsenwald, unbewohnt. In allen 

diesen Fällen sind die betreffenden Gebiete gemeindefrei, gerade weil es sachlich gerechtfertigt 

ist, die Gemeinden nicht mit der Verwaltung dieser unbewohnten Flächen zu belasten. 
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Damit setzt sich der Gesetzentwurf nicht auseinander. Die schlichte Behauptung, eine Atypik 

sei nicht erkennbar, ersetzt die gebotene Abwägung aller Umstände und Belange nicht. 

 

b) Belastungen der Gemeinden infolge der Gebietsänderung 

 

Unbeachtet bleiben im Gesetzentwurf und in seiner Begründung die Belastungen, die für die 

Gemeinden mit der Eingemeindung des bisher gemeindefreien Gebietes einhergehen. Diese 

Belastungen betreffen insbesondere  

(1) die Übernahme der Straßenbaulast für die durch den Sachsenwald verlaufenden 

öffentlichen Wege,  

(2) die Zuständigkeit für den Brandschutz im Sachsenwald,  

(3) die Lasten aufgrund der Bauleitplanung für das erweiterte Gemeindegebiet,  

(4) den fehlenden hinreichenden Ausgleich der Belastungen durch die bestehenden 

Regelungen (z.B. durch Steuereinnahmen oder durch Instrumente des 

Finanzausgleichsgesetzes). 

 

(1) Straßenbaulast 

Grundsätzlich geht bei einer Eingemeindung die Straßenbaulast der Gemeindestraßen (§ 3 Abs. 

1 Nr. 3 Straßen- und Wegegesetz (StrWG)) und an den sonstigen öffentlichen Straßen mit 

Ausnahme der öffentlichen Feld- und Waldwege (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 StrWG in Verbindung mit § 

15 StrWG) auf die Gemeinde über, in die das betreffende Gebiet eingemeindet wird. Daher ist 

im Falle einer Eingemeindung zu prüfen, ob und – wenn ja – welche Straßen und Wege im 

eingemeindeten Gebiet öffentliche Straßen sind und ob sie als Gemeindestraßen oder sonstige 

öffentliche Straßen einzustufen sind. 

Im Verlauf des bisherigen Verfahrens hat das Finanzministerium die Auffassung vertreten, dass 

es im Sachsenwald keine öffentlichen Straßen im Sinne des Straßen- und Wegegesetzes gebe, 

weil dort „keine Straßen … öffentlich gewidmet“ seien (LT-Umdruck 20/4650, S. 4).  

Diese Auffassung übersieht oder übergeht jedoch § 57 Abs. 3 StrWG und sie widerspricht 

mindestens einem bereits existierenden, anderslautenden Urteil des Verwaltungsgerichts. 

Zudem äußerte bereits im Zuge einer früheren Inkommunalisierungsdiskussion – noch vor dem 

Inkrafttreten des § 57 Abs. 3 Satz 2 StrWG – das damalige Ministerium für Wirtschaft, Technik 

und Verkehr, dass nach einer Inkommunalisierung zahlreiche Straßen zu widmen seien. 

Nach § 57 Abs. 3 Satz 1 StrWG sind Straßen, Wege und Plätze, die beim Inkrafttreten des 

Straßen- und Wegegesetzes am 01.10.1962 nach bisherigem Recht die Eigenschaft einer 

öffentlichen Straße besaßen, öffentliche Straßen im Sinne des Straßen- und Wegegesetzes. 

Darüber hinaus gelten nach § 57 Abs. 3 Satz 2 StrWG Straßen als öffentliche Straßen, soweit 

sie neben ihrer Erschließungsfunktion für die anliegenden Grundstücke einem nicht 

unerheblichen öffentlichen Verkehr gedient haben, es sei denn, dass sie am 01.10.1962 

nachweislich nicht die Eigenschaft einer öffentlichen Straße besaßen.  

Abgesehen von den heutigen Bundesstraßen 207 und 404 sowie den Landesstraßen 159, 208 

und 314 wurden bereits vor 1962 einige größere Wege durch den Sachsenwald als öffentliche 

Wege eingestuft, wie sich unter anderem aus Unterlagen des Kreisarchivs des Kreises 

Herzogtum Lauenburg ergeben. Das betrifft die Wege von Friedrichsruh nach Kasseburg, von 

Friedrichsruh nach Möhnsen („Ödendorfer Weg“), von Aumühle nach Börnsen („Börnsener 

Mühlenweg“) und von Havekost nach Brunstorf („Havekoster Totenweg“).  
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Diese, aber auch mehrere andere Wege im Sachsenwald, erfüllen zudem die Voraussetzungen 

des § 57 Abs. 3 Satz 2 StrWG, weil sie bereits 1962 einem nicht unerheblichen öffentlichen 

Verkehr, also mehr als nur dem Ziel- und Quellverkehr zu den anliegenden Grundstücken 

gedient haben. Das betrifft insbesondere die mit speziellen Namen bezeichneten Wege, nämlich 

die Lindenallee (von Aumühle nach Rotenbek (Kuddewörde)), den Witzhaver Viert (von der 

Lindenallee bei der Aumühler Exklave Witzhaver Viert zur L 208), den Baumweg (vom 

Riesenbett bei Dassendorf zum Ödendorfer Weg), den Fürstenweg (von Friedrichsruh Richtung 

Gut Schönau) und die Königsallee (von der L 314 über Pulverborn zum Havekoster Totenweg).  

Darüber hinaus dürften zahlreiche weitere Wege die Voraussetzungen des § 57 Abs. 3 Satz 2 

StrWG erfüllen, unter anderem die Wege von Aumühle nach Sachsenwaldau, von der 

Billebrücke bei Mühlenbek über die L 208 bis zum Ödendorfer Weg, von der Billebrücke bei 

Mühlenbek nach Aumühle (Teil des Europäischen Fernwanderwegs E 1), vom Baumweg zum 

Stangenteich, von Havekost über die B 404 und die Brücke über die Schwarze Au nach 

Pulverborn, von Aumühle nach Dassendorf (Verlängerung der Aumühler Sachsenwaldstraße), 

vom Aumühler Friedhof zum Kreuzhornweg in Dassendorf und die größeren Verbindungswege 

zwischen dem Börnsener Mühlenweg und der L 208.  

Alle diese Wege sind ihrer Straßenklasse nach Gemeinde- oder Gemeindeverbindungsstraßen 

im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrWG.  

Gegen die Öffentlichkeit dieser Wege spricht auch nicht, dass die Straßen nicht im Eigentum 

einer Gemeinde, sondern eines Privaten, also auch des Gutsbesitzers stehen. Als Indiz für 

einen Nachweis gegen die Eigenschaft einer öffentlichen Straße spricht zwar typischerweise 

das Eigentum eines Privaten. Demgegenüber gilt eine Widmungsvermutung, wenn der fragliche 

Weg im Eigentum des örtlich zuständigen Trägers der allgemeinen kommunalen Wegebaulast 

steht. In Gutsbezirken stehen die Straßen und Wege typischerweise im Eigentum des – in § 13 

Nr. 2 des Gesetzes vom 27.12.1927 so genannten – Gutsbesitzers. Der Gutsbesitzer hat im 

Gutsbezirk, also im gemeindefreien Gebiet, jedoch die Rechte und Pflichten einer Gemeinde. 

Er konnte daher von jeher im Gutsbezirk auch öffentliche Wege schaffen und unterhalten (OLG 

Schleswig, Urteil vom 07.10.1981 – 9 U 205/80 –, MDR 1982, 143 f.). Das Eigentum eines 

Privaten an einer Wegefläche in einem Gutsbezirk hat daher keine Indizwirkung für die 

Nichtöffentlichkeit eines Weges.  

Dementsprechend hat das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht beispielsweise mit 

Urteil vom 21.07.1965 – 3 K 186/60 – in einem Rechtsstreit zwischen einem Privaten und dem 

damaligen Amt Aumühle, in dem der damalige Gutsbesitzer Otto Fürst von Bismarck beigeladen 

war, festgestellt, dass der von Aumühle nach Rotenbek führende Weg, die bereits oben 

erwähnte so genannte Lindenallee, eine öffentliche Straße im Sinne des § 2 StrWG ist. Diese 

Feststellung ist im Verhältnis zwischen dem heutigen Amt Hohe Elbgeest und den ihm 

angehörenden Gemeinden und dem Gutsbesitzer nach wie vor bindend. Die betroffenen 

Gemeinden können sich gegenüber dem Gutsbesitzer als Grundstückseigentümer daher nicht 

darauf berufen, dass die Lindenallee im straßenrechtlichen Sinne ein privater Weg wäre.  

Vor der Einführung des § 57 Abs. 3 Satz 2 StrWG ging im Zuge einer früheren Diskussion über 

die Eingemeindung des Sachsenwaldes im Jahr 1990 das Ministerium für Wirtschaft, Technik 

und Verkehr davon aus, dass die betroffenen Gemeinden im Falle einer Inkommunalisierung 

zahlreiche Wege zu widmen hätten, insbesondere die zu den Aumühler Exklaven. Darunter sind 

auch die oben genannten Wege.  

Welche Wege im Einzelnen als öffentliche oder als private Wege im Sinne des Straßen- und 

Wegegesetzes einzustufen sind, müsste im Detail geprüft werden. So oder so kommen auf die 
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betroffenen Gemeinden, insbesondere auf Aumühle, erhebliche Belastungen zu, weil die 

Gemeinden mit der Eingemeindung Trägerinnen der Straßenbaulast für die öffentlichen Wege 

im Sachsenwald sind (ausgenommen die Bundes- und Landesstraßen). Diese Belastungen sind 

erheblich, finden in der Begründung des Gesetzentwurfs aber keinerlei Erwähnung.  

(2) Brandschutz 

Gemäß § 2 des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren 

(Brandschutzgesetz – BrSchG) haben die Gemeinden zur Sicherstellung des abwehrenden 

Brandschutzes und der großtechnischen Hilfe den örtlichen Verhältnissen angemessene 

Feuerwehren zu unterhalten sowie für eine ausreichende Löschwasserversorgung zu sorgen. 

Diese Aufgabe obliegt den Gemeinden kraft Gesetzes in erster Linie für ihr jeweiliges Gebiet.  

Für den Gutsbezirk Sachsenwald obliegt diese Aufgabe bisher dem Gutsbesitzer im Sinne des 

§ 13 Nr. 2 des Gesetzes vom 27.12.1927. Mit der Eingemeindung von Teilen des 

Sachsenwaldes in die umliegenden Gemeinden wächst die Aufgabe des Brandschutzes für die 

eingemeindeten Teile des Sachsenwaldes den jeweiligen Gemeinden zu. 

Die Eingemeindung des Sachsenwaldes führt daher zu einer Vergrößerung des 

Aufgabenbestandes der betreffenden Gemeinden. Der abwehrende Brandschutz im Sinne des 

§ 1 Nr. 1 BrSchG umfasst die Bekämpfung von Bränden jeglicher Art. Dies gilt auch für 

Waldbrände. Die Brandbekämpfung in Wäldern ist weder eine Privatangelegenheit des 

jeweiligen Waldbesitzers, noch sehen gesetzliche Bestimmungen (etwa im Brandschutzgesetz 

oder im Landeswaldgesetz (LWaldG)) vor, dass die Aufgabe des abwehrenden Brandschutzes 

den Waldbesitzern obläge. Vielmehr sind die örtlichen Feuerwehren und damit die Gemeinden 

in eigener Zuständigkeit auch für den abwehrenden Brandschutz in Wäldern zuständig.  

Die Forstbehörde kann nach § 23 Abs. 1 LWaldG gegenüber Waldbesitzenden zwar notwendige 

Schutzmaßnahmen anordnen. Den Gemeinden ist aber nicht bekannt, dass es eine solche 

Anordnung gegenüber den Besitzenden der Waldflächen im Sachsenwald gäbe oder dass sie 

geplant wäre. Zudem lässt sich eine solche Anordnung nach hiesiger Einschätzung nicht 

gewissermaßen von heute auf morgen erlassen. Die anzuordnenden Maßnahmen müssten 

notwendig sein. Dies kann nur unter feuerwehrtechnischen und einsatztaktischen Erwägungen 

erfolgen, bedarf also einer intensiven Einbeziehung der örtlichen Feuerwehren. Es wäre zudem 

zu regeln, wie die örtlichen Feuerwehren auf die vom Waldbesitzenden vorgehaltenen Anlagen 

wie z.B. Löschteiche, im Einsatzfall zugreifen dürften. Ergänzend sei angemerkt, dass das 

Landeswaldgesetz für die Verpflichtung zum Vorhalten entsprechender Einrichtungen 

gegebenenfalls Entschädigungsansprüche für die Waldbesitzende vorsieht (vgl. § 28 LWaldG). 

Da solche Anordnungen bisher nicht vorliegen, müssen die Gemeinden davon ausgehen, dass 

sie selbst vollumfänglich für den Brandschutz in den eingemeindeten Waldgebieten zuständig 

sind. 

Der Sachsenwald ist die größte und artenreiche Waldfläche in Schleswig-Holstein und daher 

besonders schützenswert. Dies ist bei der Bemessung der Ausstattung der Feuerwehren im 

Rahmen der örtlichen Verhältnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 BrSchG zu berücksichtigen.  

Gegenwärtig hat der Gutsbesitzer die Aufgabe des Feuerlöschwesens für den Forstgutsbezirk 

Sachsenwald durch öffentlich-rechtlichen Vertrag vom 26.03.2001 auf die Gemeinde Aumühle 

übertragen. Sie ist daher für den Brandschutz des Gutsbezirks zuständig. Die Gemeinde erhält 

dafür allerdings eine geringe Vergütung vom Gutsbesitzer. Zudem fallen die Kosten für die 

Beschaffung spezieller Ausrüstungsgegenstände jedweder Art für die Bekämpfung eines 

Waldbrandes, die die Gemeinde für ihre Feuerwehr anschaffen muss, zulasten des 

Forstgutsbezirks. Ebenso hält der Forstgutsbezirk der Gemeinde Aumühle die Kosten für 

nachbarschaftliche Löschhilfe durch andere Feuerwehren im Fall eines Einsatzes von der Hand. 
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Die Feuerwehren der anderen Gemeinden werden lediglich im Rahmen dieser 

nachbarschaftlichen Löschhilfe bei Waldbränden im Sachsenwald tätig. Sie werden daher nur 

im Einzelfall nachalarmiert. 

Durch das Gesetz zur Auflösung des Forstgutsbezirkes Sachsenwald werden größere Gebiete 

des Sachsenwaldes nicht nur nach Aumühle, sondern auch in andere den Sachsenwald 

umgebende Gemeinden eingemeindet. Beispielsweise wächst das Gebiet der Stadt 

Schwarzenbek um fast ein Drittel, dass Gebiet der Gemeinde Kasseburg um über 40 % und das 

Gebiet der Gemeinde Dassendorf sogar um 55 % an. Bei den hinzukommenden Flächen 

handelt es sich praktisch ausschließlich um Waldflächen, für deren Brandschutz die 

betreffenden Gemeinden jetzt erstmals originär zuständig sind. Die Gemeinden müssen 

innerhalb von rund zwei Monaten den Bedarf für ihre technische Ausstattung ermitteln, die dem 

neuen Bedarf angemessen ist, und gegebenenfalls neue Fahrzeuge, Geräte und 

Ausrüstungsgegenstände beschaffen. Zudem müssen sie sich mit den Örtlichkeiten im neuen 

Gemeindegebiet unter den speziellen Bedingungen eines großen zusammenhängenden 

Waldgebiets vertraut machen. Es ist nicht ersichtlich, dass dies innerhalb kürzester Zeit – wie 

vom Gesetzgeber vorgesehen bis zum 01.01.2026 – möglich wäre. 

Ergänzend kommt hinzu, dass durch den Sachsenwald die ICE-Strecke Hamburg - Berlin 

verläuft. Der Träger des Brandschutzes ist neuerlich verpflichtet, ein Rettungs- und 

Evakuierungskonzept zu entwickeln. Auch diese Verpflichtung würde mit der 

Inkommunalisierung des Sachsenwaldes auf die jeweiligen Gemeinden übergehen.  

All dies stellt besondere Belastungen für die Gemeinden dar, die mit der Inkommunalisierung 

des gemeindefreien Gebietes einhergehen. Diese Belastungen sind im Verlaufe des 

Gesetzgebungsverfahrens noch in keiner Weise beachtet worden. 

(3) Flächennutzungsplanung 

Den Gemeinden obliegt die Aufgabe der Bauleitplanung für ihr gesamtes Gebiet. Gemäß § 5 

Abs. 1 Satz 1 BauGB „ist“ im Flächennutzungsplan für das gesamte Gemeindegebiet die sich 

aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den 

voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. Für alle 

betroffenen Gemeinden besteht im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB das Erfordernis, Bauleitpläne 

aufzustellen. Daher bedarf es auch und erst recht der Aufstellung eines Flächennutzungsplans.  

Der Flächennutzungsplan muss das gesamte Gemeindegebiet erfassen. Das gilt auch für im 

Zuge einer Eingemeindung neu hinzugekommene Gebietsteile. Die Gemeinden sind daher 

verpflichtet, ihren Flächennutzungsplan zügig zu ändern, zu ergänzen oder gar neu 

aufzustellen, damit sie das gesamte Gemeindegebiet umfassen. 

Die Übergangsregelung aus § 204 Abs. 2 BauGB, wonach bei einer Änderung von 

Gemeindegrenzen bestehende Flächennutzungsplan zunächst fortgelten, hilft den hier 

betroffenen Gemeinden nicht. Denn im bisher gemeindefreien Gebiet des Sachsenwaldes gibt 

es keinen Flächennutzungsplan. Daher gibt es keinen übergangsweise fortgeltenden 

Flächennutzungsplan. 

Die Überarbeitung beziehungsweise Ergänzung der Flächennutzungspläne lässt sich für die 

betroffenen Gemeinden nicht mit Bordmitteln bewältigen. Dazu ist die Einbindung externen 

Sachverstandes erforderlich. Eine erste Kostenschätzung sieht dafür in den Gemeinden des 

Amtes Hohe Elbgeest insgesamt Kosten von bis zu 333.000 €, im Amt Schwarzenbek-Land von 

über 94.000 € und in der Stadt Schwarzenbek von bis zu über 67.000 € vor.  
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(4) Kein hinreichender Ausgleich durch Steuern, Finanzausgleich oder auf sonstige Weise 

Die Belastungen der Gemeinden, die durch die Eingemeindung entstehen, werden weder durch 

zusätzliche Steuereinnahmen, durch zusätzliche Mittel aus dem Finanzausgleich oder in 

anderer Weise ausgeglichen. 

Vorweg ist festzuhalten: Die Gemeinden erhalten zwar einen Gebietszuwachs. Sie werden aber 

nicht Eigentümer der bisher gemeindefreien Grundstücke. Die Grundstücke bleiben vielmehr im 

Eigentum der jetzigen Eigentümer. Die Gemeinden haben also nicht die Möglichkeit, durch die 

Veräußerung von Grundstücken Einnahmen zu erzielen oder die Grundstücke selbst 

wirtschaftlich zu nutzen. 

Jeder betroffenen Gemeinde stehen zwar künftig die Einnahmen aus der Grundsteuer im 

eingemeindeten Gebiet zu. Diese Einnahmen sind aber überschaubar. Die 

Grundsteuermessbeträge für den gesamten Sachsenwald summieren sich nach Informationen 

der Gemeinden auf etwa 5.500 €. Bei einem je nach gemeindlichem Hebesatz für die hier 

maßgebliche Grundsteuer A (forstwirtschaftliche Betriebe) ergeben sich 

Grundsteuereinnahmen von rund 22.000 € – wohlgemerkt: für alle Gemeinden zusammen. 

Ebenso erhalten die Gemeinden die Einnahmen aus der Gewerbesteuer. Wie hoch das 

Gewerbesteueraufkommen im Sachsenwald sein wird, ist schwierig zu prognostizieren. 

Abgesehen von konjunkturellen Einflüssen hängt dies auch davon ab, ob und welche 

Gewerbebetriebe im Sachsenwald angesiedelt sind. Einige Unternehmen, die Auslöser der 

Recherchen zur – angeblichen – Steueroase im Sachsenwald waren, haben ihren 

registermäßigen Firmensitz im Laufe des Jahres 2025 aus dem gemeindefreien Gebiet weg an 

andere Orte verlegt. Einige andere haben erst vor wenigen Jahren ihren Sitz im Sachsenwald 

begründet; es ist nicht absehbar, ob sie dort bleiben werden, wenn der Gewerbesteuerhebesatz 

über das bisherige Niveau von 275 % hinaus steigt, nachdem das gemeindefreie Gebiet 

eingemeindet worden ist. Es wird davon ausgegangen, dass sich diese Unternehmen eine 

andere Gemeinde als Sitzgemeinde suchen, in der es einen niedrigeren 

Gewerbesteuerhebesatz als in den Sachsenwald-Gemeinden gibt.  

Das Finanzausgleichsgesetz trägt der Mehrbelastung nicht hinreichend Rechnung.  

Das gemeindefreie Gebiet des Sachsenwaldes ist unbewohnt. Die Gemeinden gewinnen also 

keine Einwohnerinnen und Einwohner hinzu, die zu höheren Schlüsselzuweisungen (§§ 6 bis 9 

FAG) führen würden. Die Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden zum Ausgleich 

bedarfstreibender Flächenlasten nach § 10 FAG decken die Mehrbelastung für die Unterhaltung 

der Wege und für den Brandschutz ebenfalls nicht ab. Der sogenannte Flächenfaktor bemisst 

sich bekanntlich nicht nach der Gemeindefläche, sondern nach den 

Gemeindestraßenkilometern. Die Gemeindestraßenkilometer sind wiederum nur eine 

Bemessungsgröße für die Verteilung der dafür zur Verfügung stehenden Schlüsselzuweisungen 

nach § 6 Abs. 2 FAG im Verhältnis der Gemeinden zueinander. Der Betrag ist nicht berechnet 

nach dem konkreten Aufwand für die Unterhaltung eines Kilometers Gemeindestraße. Im 

unbewohnten Gebiet des Sachsenwaldes ist das Wegenetz insgesamt dünn im Vergleich zu 

bebauten Gebieten. Daher ergibt sich für die einzelnen Gemeinden am Rande des 

Sachsenwaldes nur ein geringer zusätzlicher Flächenfaktor, ganz abgesehen davon, dass noch 

nicht abschließend geklärt ist, welche Straßen und Wege im Sachsenwald öffentliche Wege und 

als Gemeindestraßen zu qualifizieren sind.  

Mit der Eingemeindung des großen, unbewohnten Gebietes entstehen den vergrößerten 

Gemeinden Sonderlasten, die mit dem bisherigen System des Finanzausgleichsgesetzes nicht 

erfasst werden. Die Gemeinden weisen künftig eine besondere Struktur auf, die einer 
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besonderen finanzausgleichsrechtlichen Behandlung verlangen, wie sie dem Grunde nach § 11 

FAG für Helgoland oder die nordfriesischen Inseln und Halligen vorsieht. 

c) Alternativen zur Gebietsänderung 

 

Der Gesetzentwurf beleuchtet keinerlei Alternativen zu einer Gebietsänderung. Diese liegen 

jedoch auf der Hand.  

Auslöser der derzeitigen Diskussionen über die mögliche Eingemeindung des Forstgutsbezirks 

Sachsenwald in eine oder mehrere der umliegenden Gemeinden war die Berichterstattung 

durch das ZDF Magazin Royale (in Zusammenarbeit mit Frag den Staat) im Oktober 2024. Die 

Kritik der Berichterstattung am bestehenden Zustand zielt in zwei Richtungen.  

Zum einen wird kritisiert, dass sich im Sachsenwald eine „Steueroase“ mit einem niedrigen 

Gewerbesteuer-Hebesatz gebildet habe, woraufhin dort Unternehmen ihren formellen Sitz 

genommen hätten, ohne dort tatsächlich geschäftliche Tätigkeiten zu entfalten. Das ist bei 

Lichte betrachtet kein spezifisches Problem eines gemeindefreien Gebietes. Wie sogenannte 

„Briefkastenfirmen“ gewerbesteuerlich zu behandeln sind – ob also bei einer Gesellschaft, die 

praktisch über keine eigenen Betriebsstätten verfügt, der Standort des Briefkastens ausreicht, 

um im gewerbesteuerlichen Sinne dort als ansässig zu gelten – ist eine Frage des 

Gewerbesteuerrechts, nicht der Gemeindegebietsgliederung. Wir kennen oder kannten, gerade 

in Schleswig-Holstein, Gemeinden mit niedrigen Gewerbesteuerhebesätzen, die daher als 

Unternehmenssitz für „personalarme“ Gesellschaften attraktiv sind.  

Zum anderen geht es darum, dass im Forstgutsbezirk Sachsenwald ein „Privater“ Steuern 

erhebt und die Erhebung und Verwendung der Steuereinnahmen durch den Gutsvorsteher oder 

Gutsbesitzer nicht transparent sei. Diese Kritik ist nachvollziehbar und durchaus berechtigt. Sie 

nötigt aber nicht zu einer Eingemeindung des Sachsenwaldes, sondern ihr lässt sich begegnen, 

indem man die Regelungen über die Erhebung der Gewerbesteuer in gemeindefreien Gebieten 

ändert. Das Gewerbesteuergesetz ermächtigt die Länder, Regelungen darüber zu treffen, wie 

in gemeindefreien Gebieten die Gewerbesteuer erhoben wird. Das Land Schleswig-Holstein 

bestimmt in seiner Landesverordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer in gemeindefreien 

Gebieten vom 03.12.2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 538), dass der Landrat auf Vorschlag des 

Gutsvorstehers den Hebesatz festsetzt und der Gutsvorsteher die Gewerbesteuer erhebt. 

Anders als bei den amtsangehörigen Gemeinden, deren Verwaltungsgeschäfte durch das Amt 

wahrgenommen wird, soll aber im ebenfalls amtsangehörigen Gutsbezirk der Gutsvorsteher 

persönlich, ohne Einschaltung des Amtes, die Gewerbesteuer erheben und vereinnahmen. 

Würde man die Ämter in die Verwaltung der Gutsbezirke einsetzen, hätte man die 

Transparenzprobleme praktisch gelöst. 

Das wäre nicht unüblich. In anderen Bundesländern wird die Festsetzung und Erhebung der 

Gewerbesteuer vielfach den Kreisen (Landkreisen) überlassen. So regelt die Verordnung der 

Landesregierung über die Erhebung der Grundsteuer und Gewerbesteuer im gemeindefreien 

Gebiet „Gutsbezirk Münsingen“ vom 31.01.2023 (GBl. S. 48), dass der Landkreis Reutlingen – 

in dem der Gutsbezirk Münsingen liegt – die Grundsteuer und die Gewerbesteuer im Gutsbezirk 

Münsingen erhebt. Die Hebesätze der Grundsteuer und der Gewerbesteuer legt der Landkreis 

Reutlingen durch Satzung fest. Ähnlich bestimmt in Niedersachsen § 3 Abs. 1 und 2 der 

Verordnung über die Erhebung der Gewerbe- und der Grundsteuer in gemeindefreien Gebieten 

vom 02.10.2008 (Nds. GVBl. 2008 S. 304), dass der Landkreis die Gewerbesteuer für den dort 

so genannten öffentlich-rechtlich Verpflichteten erhebt und dass der Hebesatz durch die 

Haushaltssatzung des Landkreises festgesetzt wird. Der öffentlich-rechtlich Verpflichtete 

entspricht dem Gutsbesitzer nach § 13 Nr. 2 des Gesetzes vom 27.12.1927. Interessant ist, 
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dass nach § 3 Abs. 3 der Verordnung die erhobene Gewerbesteuer vom Landkreis an den 

öffentlich-rechtlich Verpflichteten unter Abzug eines Verwaltungskostenanteils von 4 % 

abzuführen ist. Auch in Bayern üben für Betriebsstätten in gemeindefreien Gebieten die 

Landkreise die den Gemeinden nach dem Gewerbesteuergesetz zustehenden Befugnisse aus 

(§ 5 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16.06.2015 (GVBl. S. 184). 

In Schleswig-Holstein wäre eine Gewerbesteuererhebung durch die Kreise ein Fremdkörper, da 

die Kreise bisher keine Gewerbesteuerbescheide erlassen. Sachnäher und einfacher wäre es, 

die Steuererhebung den Ämtern zuzuweisen; denn die beiden Gutsbezirke auf dem Festland 

sind ohnehin amtsangehörig. 

Vorstellbar wäre daher, § 2 der Landesverordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer in 

gemeindefreien Gebieten wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Gewerbesteuer für die gemeindefreien Gebiete wird durch das Amt erhoben, zu 

dem das gemeindefreie Gebiet gehört. 

(2) Die Landrätin oder der Landrat als Kommunalaufsichtsbehörde setzt die Höhe des 

Hebesatzes auf Vorschlag der Gutsvorsteherin oder des Gutsvorstehers fest. Das Amt, 

zu dem das gemeindefreie Gebiet gehört, macht den Hebesatz örtlich bekannt.“ 

Damit würde man sowohl die Bekanntmachung des Hebesatzes transparent machen als auch 

die Erhebung der Gewerbesteuer einem öffentlich-rechtlichen Verwaltungsträger zuweisen, der 

auch sonst die Gewerbesteuer für seine amtsangehörigen Gemeinden erhebt. Dem Amt würde 

– als den Gewerbesteuerbescheid erlassende Behörde – auch die Vollstreckung der 

Gewerbesteuer obliegen.  

Eine entsprechende Regelung wäre auch für die Grundsteuer denkbar, die bisher in 

gemeindefreien Gebieten nicht erhoben wird, da Schleswig-Holstein von der Ermächtigung in  

§ 1 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) keinen Gebrauch gemacht hat. 

Ebenso ließe sich bestimmen, dass der Gutsvorsteher für die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen 

Aufgaben im gemeindefreien Gebiet einen Haushalt nach den Grundregeln des 

Gemeindehaushaltsrechts aufstellen darf. Die Kassenführung könnte aber auch gleich auf die 

Ämter übertragen werden, so dass die Verwendung der Steuereinnahmen „über das Amt“ liefe 

und damit auch im Rahmen der überörtlichen Prüfung beim Amt sichtbar wäre. Allerdings wäre 

der Gutsvorsteher wohl nicht in Gänze Mitglied der Einheitskasse des Amtes. Insoweit wäre 

eine Regelung über die Auskehrung von Überschüssen oder den Ausgleich von Defiziten durch 

den Gutsbesitzer nötig. 

Und schließlich könnte man die überholt erscheinenden Begriffe des Gutsvorstehers und des 

Gutsbesitzers durch neutralere Begriffe ersetzen. 

Damit wären die Probleme gelöst, die die Berichterstattung über den Forstgutsbezirk 

Sachsenwald ausgelöst haben, ohne die umliegenden Gemeinden übermäßig zu belasten, 

indem ihnen riesige unbewohnte Waldgebiete zugeschlagen werden. 

d) Fazit 
 

Es besteht der Anschein, dass allein in der Auflösung des Gutsbezirkes Sachsenwald durch 

entsprechendes Gesetz die Lösung auf die aufgeworfenen Fragen im Zusammenhang mit dem 

Erheben von Gewerbesteuern im Gutsbezirk durch den Gutsvorsteher gesehen wird.  

Die Abwägung der maßgeblichen Belange ist jedoch ersichtlich unvollständig. Die die 

Gemeinden durch die Eingemeindung belastenden Belange werden nicht ermittelt, die für die 
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Eingemeindung sprechenden Umstände werden fehlerhaft gewichtet, Handlungsalternativen 

werden weder gesehen noch bewertet.  

Bei zutreffender Betrachtung ist hingegen festzustellen, dass die hier geplante Eingemeindung 

nicht durch Gründe des öffentlichen Wohls gerechtfertigt ist.  

Diese Abwägung hinsichtlich der Handlungsalternativen erscheint weder vollständig noch 

umfänglich zu sein.  

Dem Gesetzgeber ist selbstverständlich zugestanden, sich für eine von ihm angestrebte Lösung 

zu entscheiden.  

Der Eindruck, dass diese Entscheidung unter Abwägung von Alternativen getroffen ist, besteht 

allerdings nicht.   
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5. formelle und materielle Betrachtung des Gesetzes 

Abgesehen von diesen allgemeinen Erwägungen weist der konkret vorliegende Gesetzentwurf 

zahlreiche Schwächen auf. Einzelne Regelungen sind unvollständig oder unbestimmt. Zudem 

leidet der Gesetzentwurf insgesamt an einem Abwägungsdefizit bzw. an einem teilweisen 

Abwägungsausfall. 

a) Artikel 1 § 1 Abs. 3 

In Artikel 1 § 1 Abs. 3 sind die Flurstücke aufgeführt, die in die einzelnen, den bisherigen 

Forstgutsbezirk umgebenden Gemeinden eingemeindet werden sollen. Die Auflistung ist 

allerdings für die Gemeinde Kröppelshagen-Fahrendorf unvollständig. Das Flurstück 6 der Flur 

56 ist, falls eine Eingemeindung vorgenommen werden sollte, für eine Eingemeindung nach 

Kröppelshagen-Fahrendorf vorgesehen, aber im Gesetzentwurf nicht genannt. Dieses Flurstück 

würde also gemeindefrei bleiben. 

 

b) Artikel 1 § 3 Satz 1 

Nach Artikel 1 § 3 Satz 1 sollen ab dem 01.01.2026 die Gemeinden „Rechte und Pflichten für 

gemeindliche Aufgaben“ in den eingemeindeten Gebieten übernehmen.  

Der Inhalt dieser Regelung ist bei näherer Betrachtung unklar. Gegenstand der Regelung dürfte 

– in diese Richtung weist auch die Gesetzesbegründung – der Übergang der öffentlich-

rechtlichen Aufgaben und Befugnisse sein. Der Gesetzentwurf verwendet aber, offenbar in 

Anlehnung an den Wortlaut von § 13 Nr. 2 des Gesetzes vom 27.12.1927 die Wendung „Rechte 

und Pflichten“. Diese ist jedoch eher zivilrechtlich geprägt und nicht gleichbedeutend mit dem 

Begriff der öffentlich-rechtlichen Aufgaben und Befugnisse. Vielmehr deutet der Begriff der 

„Rechte für gemeindliche Aufgaben“ darauf hin, dass beispielsweise das Eigentum an 

Gegenständen übergehen soll, die für die Wahrnehmung gemeindlicher Aufgaben erforderlich 

sind. Zu denken wäre beispielsweise an das Eigentum an den Flächen von Straßen und Wegen, 

die öffentliche Straßen und Wege sind und deren Straßenbaulast auf die Gemeinden 

übergehen. Zu denken wäre auch an das Eigentum an Einrichtungen für den Brandschutz (z.B. 

Feuerlöschteiche), die derzeit noch im Eigentum des jeweiligen Grundstückseigentümers 

stehen. Für eine solche Regelung dürfte dem Landesgesetzgeber jedoch die 

Gesetzgebungskompetenz fehlen; sie dürfte sich auch nicht aus Art. 126 EGBGB ergeben, da 

die betreffenden Gegenstände nicht im Eigentum des Staates oder eines Kommunalverbandes 

stehen. Das Gesetz sollte daher dringend klarstellen – ggf. durch einen anderen 

Gesetzeswortlaut –, ob Artikel 1 § 3 Satz 1 einen Eigentumsübergang bewirken soll oder nur 

einen Übergang der öffentlich-rechtlichen Aufgaben und Befugnisse. 

Sofern die Regelung die öffentlich-rechtlichen Aufgaben und Befugnisse regelt, sollte zudem 

aus der Regelung deutlich werden, dass Artikel 1 § 3 Satz 1 die Zuständigkeiten der jeweiligen 

Ämter Hohe Elbgeest und Schwarzenbek-Land nach den §§ 3 bis 5 Amtsordnung in den 

eingemeindeten Gebieten unberührt lässt. Insoweit wäre ebenfalls eine Klarstellung 

sachgerecht. 

c) Artikel 1 § 3 Satz 2 

Abweichend von Artikel 1 § 3 Satz 1 sollen demgegenüber nach Artikel 1 § 3 Satz 2 die 

Eigentümer der eingemeindeten Gebiete „verantwortlich“ bleiben, „soweit es um Rechte und 

Pflichten … geht, die den Wirtschaftsjahren bis einschließlich des Jahres 2025 zuzurechnen 

sind oder auf privatrechtlichen Verträgen bis einschließlich des Jahres 2025 beruhen“. Diese 

Vorschrift hat anscheinend insbesondere Gewerbesteuernachzahlungen und -erstattungen für 

die Wirtschaftsjahre bis 2025 im Blick. Insoweit sollen nicht die Gemeinden Gläubiger und 

Schuldner sein, sondern die Eigentümer der eingemeindeten Gebiete.  
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Diese Idee ist zwar im Ansatz nachvollziehbar. Der Gesetzentwurf lässt allerdings mehr Fragen 

offen als er beantwortet.  

Artikel 1 § 3 Satz 2 gibt allerdings keine Antwort darauf, auf welcher Rechtsgrundlage die 

Eigentümerinnen und Eigentümer nach dem 31.12.2025 eine Gewerbesteuernachzahlung 

festsetzen können. Denn hoheitliche Befugnisse zur Abgabenerhebung stehen einem privaten 

Eigentümer nach dem Gewerbesteuergesetz nicht zu. Schon nach derzeit geltender Rechtslage 

ist im Übrigen nicht „der Eigentümer“ berechtigt, die Gewerbesteuer zu erheben, sondern diese 

Befugnis steht nach § 2 Abs. 1 der Landesverordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer 

in gemeindefreien Gebieten dem Gutsvorsteher zu. Der Gutsvorsteher wird nach § 13 Nr. 4 des 

Gesetzes vom 27.12.1927 vom Landrat bestellt; nach § 13 Nr. 3 dieses Gesetzes übt er „die 

obrigkeitlichen Geschäfte“ im Gutsbezirk aus, hat also quasi Behördenstatus. Daher kann er 

nach den näheren Regelungen der Landesverordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer 

in gemeindefreien Gebieten Steuern festsetzen. Dem – jeweiligen – Eigentümer als solchem 

stehe diese Befugnis nicht zu. Mit dem endgültigen und übergangslosen Wegfall des Gesetzes 

vom 27.12.1927 durch Artikel 5 des nunmehr im Entwurf vorliegenden Gesetzes zur Auflösung 

des Forstgutsbezirks Sachsenwald entfällt jedoch die Bestellung eines Gutsvorstehers und 

damit das Rechtssubjekt, welches bisher zur Erhebung von Steuern zugunsten eines privaten 

Eigentümers berechtigt ist. 

Ab dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Auflösung des Forstgutsbezirks Sachsenwald sind daher 

allein die Gemeinden berechtigt, die Gewerbesteuer in den eingemeindeten Gebieten zu 

erheben, wobei die Zuständigkeit für die Festsetzung der Gewerbesteuer in amtsangehörigen 

Gemeinden nach § 3 Abs. 1 der Amtsordnung beim jeweiligen Amt liegt. 

Sofern keine Sonderzuständigkeit eines Privaten – etwa des jeweiligen Eigentümers – zur 

Festsetzung von Steuerbescheiden oder Erstattungsbescheiden geschaffen werden soll, wäre 

zu überlegen, ob die vom Gesetzgeber gewünschte finanzielle Zuordnung der Gewerbesteuer 

für die Wirtschaftsjahre bis 2025 dadurch erreicht wird, dass zwar die Gemeinden oder Ämter 

im Außenverhältnis die Steuerbescheide oder Erstattungsbescheide auch für zurückliegende 

Jahre erlassen, aber die tatsächlich zufließenden Steuerzahlungen an die privaten Eigentümern 

auszukehren sind bzw. die Eigentümer im Innenverhältnis zur Gemeinde etwaige 

Steuererstattungen auszugleichen haben. Die bisher entworfene Regelung gibt dies allerdings 

nicht her.  

Zudem ist die Regelung in verschiedener Hinsicht unklar dahin, welche „Eigentümerinnen und 

Eigentümer der eingemeindeten Gebiete“ konkret in Bezug genommen werden. Nach 

geltendem Recht, also nach dem Gesetz vom 27.12.1927 in Verbindung mit der 

Landesverordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer in gemeindefreien Gebieten vom 

03.12.2007, wurde die Gewerbesteuer durch den Gutsvorsteher erhoben; inwieweit der 

Gutsvorsteher die vereinnahmte Gewerbesteuer im Innenverhältnis auf verschiedene 

Grundstückseigentümer aufgeteilt hat, ist den Gemeinden unbekannt. Sofern die 

Gewerbesteuereinnahmen nur dem Gutsbesitzer (§ 13 Nr. 2 des Gesetzes vom 27.12.1927) 

zuflossen und auch nur dieser die Lasten für etwaige Steuererstattungen zu tragen hatte, könnte 

der Wortlaut des Artikel 1 § 3 Satz 2 nunmehr dazu führen, dass auch weitere Privatpersonen 

in die Steuererhebung einbezogen werden, die bisher weder Steuergläubiger noch 

Erstattungsschuldner waren. 

Sofern nicht nur der Gutsbesitzer Steuergläubiger oder Erstattungsschuldner sein soll, sondern 

Nutzen und Lasten der Gewerbesteuer für die Wirtschaftsjahre bis 2025 auf mehrere 

Eigentümer verteilt werden sollen, stellt sich die Frage nach einem Verteilungsmaßstab; hier 
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wäre interessant, ob sich der Gesetzgeber eine Zerlegung analog §§ 28 bis 34 GewStG vorstellt, 

wobei die Zerlegung dann grundstücksscharf erfolgen würde. 

Ebenso stellt sich die Frage, wie im Falle eines Eigentümerwechsels zu verfahren ist. Soll dann 

der künftige Grundstückseigentümer Gläubiger von Steuernachzahlungen oder Schuldner von 

Steuererstattungen sein, so dass die „Verantwortlichkeit“ gewissermaßen dinglich am 

Grundstück hängt? Oder soll diejenige Person, die zum Zeitpunkt der Eingemeindung 

Eigentümer war, auch dann Steuergläubigerin und Erstattungsschuldnerin bleiben, auch wenn 

sie das Eigentum wieder verliert? Und wie ist zu verfahren, wenn in der Vergangenheit 

Grundstücke veräußert wurden: Bezieht sich die „Verantwortlichkeit“ für Steuernachzahlungen 

oder -erstattungen dann auf den jeweiligen zeitgenössischen Eigentümer oder doch pauschal 

auf diejenige Person, die zum Ablauf des 31.12.2025 Eigentümer ist, und gilt dies alles 

unabhängig davon, wem seinerzeit die Steuereinnahmen zugeflossen sind? Auf all diese 

Fragen gibt der Gesetzentwurf keine Antwort. Eine eindeutige Regelung ist aber umso 

dringender, als private Eigentümer weder berechtigt sind, Steuern zu erheben, noch verpflichtet 

sind, Steuern zu erstatten, es sei denn, dies ist ausdrücklich durch Gesetz oder aufgrund eines 

Gesetzes durch Verordnung geregelt (wie es etwa für den Gutsvorsteher bisher geregelt ist).  

Die jetzt im Entwurf vorliegende Fassung birgt die ernste Gefahr, dass im Falle einer Steuer-

nachforderung niemand die Steuer erheben könnte, also letztlich gegen die potentiellen 

Steuerschuldner wegen einer unzureichenden Rechtsgrundlage keine Steuern festgesetzt 

werden könnten, weder von den Gemeinden, noch von den (früheren oder jeweiligen) 

Grundstückseigentümern. 

Ebenfalls lässt der Gesetzentwurf die konkreten Folgen für die Kreisumlage und die 

Amtsumlage offen. Bisher wird sowohl die Kreisumlage (§ 27 Abs. 1 FAG) als auch die 

Amtsumlage (§ 22 Abs. 1 AO) auch von den Gutsbezirken erhoben. Die entsprechenden 

Rechtsgrundlagen werden durch Artikel 2 und 3 des Gesetzes zur Auflösung des 

Forstgutsbezirkes Sachsenwald gestrichen. Zur Begründung heißt es lapidar, dass die 

Regelungen zu den gemeindefreien Gutsbezirken in der Amtsordnung dem 

Finanzausgleichsgesetz infolge der Auflösung der beiden noch bestehenden Gutsbezirke 

gestrichen würden. Mithin besteht ab dem Jahr 2026 keine Rechtsgrundlage mehr, um von 

Gutsbezirken – genauer gesagt: vom Gutsbesitzer (§ 13 Nr. 2 des Gesetzes vom 27.12.1927), 

denn den Gutsbezirk als Rechtssubjekt gibt es nicht – eine Kreis- oder Amtsumlage zu erheben.  

Damit stellt sich aber die Frage, wie die Eigentümer der in den eingemeindeten Gebieten 

gelegenen Grundstücke künftig für „Leistungen und Zahlungen im Zusammenhang mit der von 

dem Forstgutsbezirk Sachsenwald geleisteten Kreisumlage“ (so S. 11. Gesetzesbegründung) 

in Bezug auf die Wirtschaftsjahre bis 2025 „verantwortlich“ bleiben können. Nachzahlungen und 

Rückzahlungen der Gewerbesteuer fließen über den Mechanismus des § 9 Abs. 3 FAG in die 

Ermittlung der Steuerkraftmesszahl und damit in die Berechnung der Umlagegrundlagen für die 

Kreisumlage ein (§ 27 Abs. 2 FAG); Entsprechendes gilt für die Amtsumlage (§ 28 FAG). 

Rückzahlungen und Erstattungen der Gewerbesteuer fließen in die Umlagegrundlagen für die 

Erhebung der Kreis- bzw. Amtsumlage für das Jahr ein, dass auf den Zeitpunkt des Zuflusses 

bzw. Abflusses folgt. Maßgeblich ist also nur, in welchem Jahr die Rückzahlung oder 

Nachzahlung stattfindet. Nicht maßgeblich ist, für welches Jahr die Rückzahlung oder 

Nachzahlung stattfindet. Eine Gewerbesteuernachzahlung, die für das Jahr 2024 in der ersten 

Hälfte des Jahres 2026 erfolgt, erhöht die Umlagegrundlagen für die Kreisumlage für das Jahr 

2027. Die Kreisumlage für das Jahr 2024 oder das Jahr 2025 wird nicht nachträglich verändert. 

Rückzahlungen oder Nachzahlungen der Gewerbesteuer können folglich in der Kreisumlage 

nur Berücksichtigung finden bei denjenigen, die künftig überhaupt zur Kreisumlage veranlagt 



Stellungnahme der Gemeinden zum Gesetzesentwurf zur Auflösung des Forstgutsbezirk Sachsenwald 
________________________________________________________________________________________ 

 
22 

werden. Da weder die Kreisumlagebescheide für frühere Jahre aufgrund von später 

aufkommenden Steuerforderungen oder -erstattungen geändert werden noch die privaten 

Eigentümer der eingemeindeten Gebiete ab 2026 zur Kreisumlage herangezogen werden, 

ergeben sich keine Ausgleichsmöglichkeiten, die dem Schöpfer des Artikel 1 § 3 Satz 2 offenbar 

vorschweben.  

Mithin würde, sofern einem privaten Eigentümer auf die eine oder andere Weise doch noch 

Gewerbesteuernachzahlungen zufließen sollten oder sofern er Gewerbesteuererstattungen zu 

leisten hätte, dies nicht mehr im Gegenzug im Rahmen der Kreisumlage berücksichtigt werden 

können. Steuererstattungen, die die Gemeinde zu leisten hat, und Steuernachzahlungen, die 

die Gemeinden erhalten, würden hingegen bei der Kreisumlage berücksichtigt. Das scheint aber 

nach dem Gesetzentwurf nicht gewollt. 

All dies zeigt, dass Artikel 1 § 3 Satz 2 völlig undurchdacht ist. 

d) Artikel 1 § 4 

Nach Artikel 1 § 4 ist abweichend von § 16 GO ein Gebietsänderungsvertrag zwischen den 

Gemeinden und dem Forstgutsbezirk Sachsenwald nicht zu schließen. Zur Begründung 

begnügt sich der Gesetzentwurf mit dem Hinweis, dass die Regelung „der Klarstellung“ diene, 

dass es keines Gebietsänderungsvertrags bedürfe (LT-Drucksache 20/3588, S. 11). Diese 

Begründung entspricht nicht dem Wortlaut des Artikel 1 § 4. Denn Artikel 1 § 4 geht darüber 

hinaus, den Gemeinden zu erlauben, vom Abschluss eines Gebietsänderungsvertrages 

abzusehen, sondern vielmehr untersagt er den Abschluss eines Gebietsänderungsvertrages 

(„ist nicht zu schließen“). 

Das Verbot eines Gebietsänderungsvertrages betrifft dem Wortlaut des Artikel 1 § 4 nach nur 

die Eingemeindung der bisher gemeindefreien Gebiete nach Artikel 1 § 2, nicht die 

Umgemeindung nach Artikel 1 § 3. Für die Umgemeindung des so genannten Riesenbettes von 

Aumühle nach Dassendorf ist nämlich in jedem Fall ein Gebietsänderungsvertrag erforderlich, 

unter anderem schon wegen der unterschiedlichen Regime für die Wasserversorgung und die 

Abwasserbeseitigung in den Gemeinden Aumühle und Dassendorf. 

Weshalb im Falle der Eingemeindung ein Gebietsänderungsvertrag nicht abgeschlossen 

werden darf – oder zumindest auch nicht abgeschlossen zu werden braucht – geht aus der 

Begründung des Gesetzentwurfs nicht hervor. Hieran zeigt sich, dass der Gesetzentwurf der 

von der Gemeindeordnung vorgesehenen Verpflichtung, die Gründe des öffentlichen Wohls 

umfassend abzuwägen (§ 14 Abs. 1 GO), die für und gegen eine Gebietsänderung sprechen, 

völlig unzureichend nachgekommen ist. 

Tatsächlich besteht ein erhebliches Bedürfnis für den Abschluss von 

Gebietsänderungsverträgen zwischen den betroffenen Gemeinden und dem Gutsbesitzer, ggf. 

auch anderen Eigentümern der im bisher gemeindefreien Gebiet gelegenen Grundstücke. Das 

betrifft  

(1) Straßen und Wege,  

(2) den Brandschutz,  

(3) Gewerbesteuer, Kreisumlage 

(4) allgemeine Unterlagen über die bisherige Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben im 

Gutsbezirk. 
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(1) Straßen und Wege 

Wie bereits oben erwähnt, sind zahlreiche Wege im Sachsenwald öffentliche Wege im Sinne 

des Straßen- und Wegegesetzes, die mit der Eingemeindung in die Baulast der jeweiligen 

Belegenheitsgemeinde übergehen. Welche Wege im Einzelnen die Eigenschaft einer 

öffentlichen Straße haben oder zumindest als öffentliche Straßen gelten, bedarf noch einer 

eingehenden Prüfung.  

Ob eine Straße oder ein Weg öffentlich ist oder nicht, lässt sich nicht einseitig durch die 

Gemeinden oder eine Äußerung des Landesgesetzgebers in der Gesetzesbegründung 

festlegen. Vielmehr könnte jeder Eigentümer einer Wegefläche die Öffentlichkeit oder 

Nichtöffentlichkeit eines Weges durch eine verwaltungsgerichtliche Feststellungsklage 

feststellen lassen. Zudem hat der Eigentümer eines Grundstücks, auf dem eine öffentliche 

Straße verläuft, einen Anspruch darauf, dass der Straßenbaulastträger die Wegefläche in sein 

Eigentum übernimmt (§ 18 Abs. 2 StrWG). Auch der Straßenbaulastträger könnte, wenn der 

Eigentümer die Übernahme der Wegefläche durch den Straßenbaulastträger nicht verlangt, ein 

Enteignungsverfahren mit dem Ziel einleiten, dass Straßenbaulast und Eigentum in einer Hand 

liegen (§ 18 Abs. 4 StrWG). Schon vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerecht, dass sich 

der bisherigen Gutsbesitzer als Eigentümer von Wegeflächen und die betroffenen Gemeinden 

vertraglich darüber einigen, welche Straßen aus ihrer Sicht öffentlich sind. 

Fraglich ist bei einer Eingemeindung eines bisher gemeindefreien Gebietes, ob hierauf die 

Regelungen über den Wechsel der Straßenbaulast im Sinne des § 17 Abs. 3 StrWG anwendbar 

sind. Danach hat der bisherige Träger der Straßenbaulast im neuen Träger der Straßenbaulast 

dafür einzustehen, dass er die Straße in dem durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Umfang 

ordnungsgemäß unterhalten hat. Fraglich ist dies insoweit, als dass der bisherige Träger der 

Straßenbaulast als Verwaltungsträger zu existieren aufhört. Insoweit wäre eine flankierende 

gesetzliche Regelung wünschenswert. Sofern sie ausbleibt, erscheint es sachgerecht, hierüber 

vertragliche Regelungen zu treffen. 

Zudem ist es zweckmäßig, die Übergabe von Unterlagen, die die Unterhaltung von Straßen und 

Wegen betreffen, vertraglich zu vereinbaren. 

(2) Brandschutz 

In Sachen Brandschutz ist zu differenzieren. 

Die Gemeinde Aumühle ist bisher aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Vertrages vom 

26.03.2001 Trägerin der Aufgabe des Feuerlöschwesens für den Forstgutsbezirk Sachsenwald. 

Der Grundstückseigentümer ist allerdings verpflichtet, Wege und Brücken im Forstgutsbezirk so 

zu unterhalten, dass jederzeit die Zuwegung für Feuerwehrfahrzeuge gewährleistet ist. Dazu 

sieht der Vertrag sieben befahrbare Brücken für Feuerwehrfahrzeuge vor. Es ist auch im 

Zusammenhang mit den Regelungen über Straßen und Wege zu prüfen, ob die benannten 

Brücken Bestandteil öffentlicher Wege sind, die künftig auf die Gemeinde übergehen, oder ob 

es sich um Brücken im Zuge eines privaten Weges handelt, für den weiterhin der 

Grundeigentümer zuständig ist. Schon mit Blick darauf kann sich die Notwendigkeit einer 

vertraglichen Regelung ergeben.  

Zudem lässt der öffentlich-rechtliche Vertrag die Pflichten des Grundeigentümers für 

vorbeugende Maßnahmen zur Brandverhütung unberührt. Angesichts der Größe des 

Sachsenwaldes und der damit einhergehenden besonderen Anforderungen für die 

Brandverhütung kann der Bedarf entstehen, die Zuständigkeiten der nunmehr kraft Gesetzes 

zuständigen Gemeinde und der Eigentümer – insbesondere des bisherigen Gutsbesitzers – 

vertraglich zu präzisieren. Nach dem öffentlich-rechtlichen Vertrag von 2001 haben die 
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Grundstückseigentümer des Gutsbezirks außerdem gegebenenfalls Brandwachen zu stellen. 

Zur Fortführung dieser Regelung ist ebenfalls der Abschluss eines Vertrages zweckmäßig. 

Die Feuerwehren der anderen Gemeinden kamen bei einem Brandfall im Sachsenwald lediglich 

im Falle der Nachalarmierung zum Einsatz. Hier besteht umso mehr das Bedürfnis, 

übergangsweise Pflichten des bisherigen Gutsbesitzers fortwirken zu lassen, um einen 

geordneten Brandschutz sicherzustellen. Auch dazu wären vertragliche Regelungen 

erforderlich. Sie sollten nicht durch eine Regelung wie in Artikel 1 § 4 vorgesehen 

ausgeschlossen werden. 

(3) Gewerbesteuer, Kreisumlage 

Sofern sich ab dem 01.01.2026 der Gewerbesteuermessbetrag für Wirtschaftsjahre bis 2025 

ändert und deswegen die Gewerbesteuer für diese zurückliegenden Zeiträume neu festgesetzt 

werden soll, ist dies, wie bereits erwähnt, nicht durch den oder die Eigentümer der Grundstücke 

im bisherigen Gutsbezirk möglich. Eine denkbare Variante ist, dass die Nachzahlungs- oder 

Erstattungsbescheide zwar durch die dann zuständige Belegenheitsgemeinde bzw. das Amt 

erlassen werden, die bzw. der Eigentümer der Betriebsstättengrundstücke der Gemeinde einen 

etwaigen Erstattungsbetrag auszugleichen haben. Für ein solches System ist eine vertragliche 

Vereinbarung zwischen der jeweiligen Gemeinde und dem bisherigen Gutsbesitzer 

unumgänglich. 

Dasselbe gilt, wenn die Grundstückseigentümer wirtschaftlich auch so gestellt werden sollen, 

als würden sie noch Änderungen der Kreisumlage in den Folgejahren treffen, wie es in Artikel 1 

§ 3 Satz 2 des Gesetzes anzuklingen scheint.  

(4) allgemeine Unterlagen 

Eine vertragliche Auseinandersetzungsvereinbarung ist zudem nach den bisherigen 

Erkenntnissen der beteiligten Gemeinden sinnvoll mit Blick auf alle anderen Unterlagen, die die 

bisherige Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch den Gutsbesitzer bzw. den Gutsvorsteher 

betreffen. Der Aktenbestand, der beim Gutsbesitzer oder Gutsvorsteher vorliegt, ist den 

Gemeinden nicht bekannt.  

Bei der Entscheidung über den Verbleib oder die Verlagerung von Akten ist auch zu beachten, 

dass sich bei der Verwaltung des Gutsbezirks die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben auf der 

Grundlage der Landgemeindeordnung bzw. später aufgrund des Gesetzes vom 27.12.1927 

einerseits und die Verwaltung der Bismarck’schen Betriebe andererseits rein faktisch 

überschneiden und überlagern. Das Archiv der Otto-von-Bismarck-Stiftung in Friedrichsruh 

dokumentiert die Geschichte der Familie von Bismarck-Schönhausen bis in die jüngste 

Vergangenheit und verwahrt unter anderem eine Bestandsgruppe „Wirtschaftliches“. Die 

Abgrenzung der Unterlagenbestände und ggf. Einsichtsrechte sind aus gemeindlicher Sicht 

notwendigerweise durch eine Auseinandersetzungsvereinbarung zu regeln. Auch vor diesem 

Hintergrund ist Artikel 1 § 4 unverständlich. 

 

e) Artikel 5 

Nach Artikel 5 soll das Gesetz vom 27.12.1927 aufgehoben werden, da es nach der Auflösung 

der letzten beiden Forstgutsbezirke gegenstandslos ist (LT-Drucksache 20/3588, S. 12). Der 

Gesetzentwurf regelt nicht, ob auch die Bestellung des Gutsvorstehers ausdrücklich 

aufzuheben ist. Aus Sicht der Gemeinden ist das der Fall. Wir regen an, dies entweder in der 

Begründung klarzustellen oder eine gesetzliche Regelung zu schaffen, wonach die Bestellung 

des Gutsvorstehers mit Ablauf eines bestimmten Zeitpunkts endet. 
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6. Aufwendungen im Zusammenhang mit der Inkommunalisierung   

Unstrittig dürfte somit sein, dass den Gemeinden und Ämtern durch die Eingemeindungen 

Aufgaben zuwachsen, die auch dauerhaft Kosten verursachen und erwartbar auskömmliche 

Erlöse nicht erzielen werden. Hierauf wird zusammenfassend wie folgt eingegangen: 

 

6.1 Flächennutzungspläne 

Wie unter Ziffer 4 dargelegt, werden für die zwingend erforderliche Überarbeitung 

beziehungsweise Ergänzung der Flächennutzungspläne Kosten anfallen, die in Abhängigkeit 

zu den konkreten Flächengrößen stehen. Eine erste Kostenschätzung sieht dafür in den 

Gemeinden des Amtes Hohe Elbgeest insgesamt Kosten von bis zu 333.000 €, im Amt 

Schwarzenbek-Land von über 94.000 € und in der Stadt Schwarzenbek von bis zu über 67.000 

€ vor. 

Entsprechende Ausarbeitungen fließen in Beratungsunterlagen für die gemeindlichen Gremien 

ein, die wiederum durch Verwaltungspersonal erstellt und in der Sitzung dargelegt werden 

müssen. Das gesamte formelle Spektrum im Zusammenhang mit F-Planungen muss 

verwaltungsseitig abgedeckt werden. Für eine Kostenermittlung wird sich an einer 

Sachbearbeitung EG 11 TVöD orientiert, welche mit anteilig 50.000 € zu berücksichtigen wäre 

zzgl. entsprechender Arbeitsplatzkosten und Gemeinkosten.  

 

 

6.2 Realsteuern 

Es werden mit der beabsichtigten Eingemeindung zusätzliche Erhebungen von Grund- und 

Gewerbesteuern durchzuführen sein und in deren Folge das Buchungsgeschäft einschließlich 

Forderungsverfolgung zusätzlich belastet sein. Hier wird ein Anstieg der 

Verwaltungsaufwendungen zu verzeichnen sein.  

 

6.2.1 Grundsteuer A 
Die Gemeinden würden die in dem Gutsbezirk belegenen Flächen zur Grundsteuer A 

heranziehen können, sie wären hebeberechtigt.  

 

Dies setzt voraus, dass seitens der Landesverwaltung zwingend erforderliche Daten rechtzeitig 

zum 01.01.2026 zur Verfügung gestellt werden. Hinsichtlich der Grundsteuer A wird dies jedoch 

zum heutigen Zeitpunkt erwartbar nicht mehr geschehen können, da sich Gebietszuweisungen 

in einem Entwurfsstadium befinden und Zweifelsfragen, wie bspw. die Zerlegung von 

Grundsteuermessbeträgen, überhaupt noch nicht geprüft werden können.  

Die Gemeinden werden insofern gar nicht in die Lage versetzt werden können, zum 01.01.2026 

wenigstens die Bescheide zum Heranziehen zur Grundsteuer A erlassen zu können.  

 

Welche Kosten mit welchem Aufwand in welcher Zeit für eine solche Neugliederung 

anzunehmen sind, kann von hier nicht eingeschätzt werden. 

 

Dem gegenüber: Die Gesamtsumme der Grundsteuermessbeträge für den Gutsbezirk beträgt 

mit Stand Grundsteuerreform rd. 5.000 €, dieses multipliziert mit dem Hebesatz nach aktuellem 

Haushaltskonsolidierungserlass des Innenministeriums ergibt ein Gesamtaufkommen von 

20.000 € Grundsteuer A pro Jahr - für die gesamte Fläche des Sachsenwaldes und somit für 

alle betroffenen Gemeinden zusammen.  

 

Dieser Betrag ist dann noch zusätzlich in ein Verhältnis zu setzen, da er den Ertrag vor den 

Auswirkungen des Finanzausgleichs, der Kreisumlage und der Amtsumlage darstellt. Die 

anteiligen Kosten für das Erheben der Grundsteuer A liegen deutlich über diesem Ertrag. 
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6.2.2. Gewerbesteuer 

Wahrscheinlich würde die Gemeinde Aumühle hebeberechtigt für Gewerbesteuern im dann 

ehemaligen Gutsbezirk Sachsenwald, da andere als im möglicherweise zukünftigen 

Gemeindegebiet Aumühle liegende Betriebsstätten nicht bekannt sind. Hier gilt im Wesentlichen 

das zuvor Stehende. Dass nennenswerte Gewerbesteuererträge mit Vorliegenden endgültiger 

Bescheide der Finanzämter zu Vorjahren erwartet werden können, wird hier jedenfalls 

bezweifelt. 

 

 

6.3. Archäologisches Interessengebiet  

Bei dem Forstgutsbezirk Sachsenwald handelt es sich zu großen Teilen um sog. 

archäologisches Interessengebiet. Dies kann für die Flächen aufnehmenden Gemeinden zu 

erheblichen Kosten im Falle von Bauleitplanungen führen.  

 

 

6.4 Gewässerunterhaltungsverbände/Gewässer- u. Landschaftsverbände 

Der Forstgutsbezirk Sachsenwald ist dingliches Mitglied im GUV Bille und im GUV Schwarze 

Au-Amelungsbach.  

Mit der beabsichtigen Auflösung des Gutsbezirkes und Eingemeindung in die wie 

vorgeschlagenen Gemeinden wären die Zuständigkeitsbereich dieser Verbände neu zu ordnen. 

Ob dieser Punkt Eingang in die bisherigen Überlegungen gefunden, ist nicht ablesbar.  

Die Verbände müssten neue Verbandssatzungen erlassen und dabei ihre Finanzierung 

umstellen. Die aufnehmenden Gemeinden müssten für die Fläche des Gutsbezirkes 

Sachsenwald erstmals in die Lage versetzt sein, ihre Mitgliedsbeiträge über die 

Grundstückseigentümer zu refinanzieren.  

Zeitnah zum beabsichtigten Inkrafttreten des Gesetzes wird es jedoch nicht möglich sein, für 

Kostenneutralität auf Gemeindeebene zu sorgen, da die Gemeinden erst nach Neuordnung der 

Verbände und deren Finanzierung überhaupt mit ihren Kalkulationsarbeiten beginnen und die 

Eigentümer heranziehen können.  

 

 

6.5. Grundbuch  

Die Grundbücher der Gemeinde Aumühle werden heute im Grundbuchbezirk Reinbek geführt, 

während die Grundbücher des Gutsbezirkes Sachsenwald beim Amtsgericht in Schwarzenbek 

geführt werden. Nach hiesigem Kenntnis wäre es mindestens ungewöhnlich, sollten 

Grundbücher einer Gemeinde bei zwei unterschiedlichen Grundbuchämtern geführt werden. 

Schon jedoch aus Verwaltungsvereinfachungsgründen wäre es auf jeden Fall wünschenswert, 

dass sämtliche Grundbücher der Gemeinde Aumühle dann auch bei nur einem Grundbuchamt 

geführt würden. Hier wäre dann noch zu berücksichtigen, dass nach hiesigem Kenntnisstand 

das Amtsgericht Reinbek als Grundbuchamt für die Gemeinde Aumühle in den Bereich des 

Amtsgerichtes Ahrensburg verlegt werden soll.  

Welcher Aufwand in welcher Zeit für eine solche Neugliederung anzunehmen sind, kann von 

hier nicht eingeschätzt werden. 
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6.6 Kataster 

Katastermäßig wird der gemeindefreie Gutsbezirk Sachsenwald wie eine Gemeinde geführt. 

Die Gemarkung Sachsenwald ist heute schon in mehreren den Gutsbezirk umgebenden 

Gemeinden wiederzufinden, jedoch auch unter Angabe „wie eine Gemeinde“.  

Die katasterlichen Eintragungen bei einem beabsichtigen Inkrafttreten des Gesetzes zum 

01.01.2026 müssen entsprechend der Gebietsgliederung korrigiert werden. Ob dies in der Kürze 

der Zeit möglich ist, kann von hier nicht beurteilt werden. Es soll nur der Hinweis darauf erfolgen, 

dass es sich bei dem Kataster um ein öffentliches Register handelt, dass einen besonderen 

Vertrauensschutz begründet.  

 

 

6.7 Statistikamt Nord  

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes muss Vorsorge dafür getroffen sein, dass die 

dann jeweils zuständige Verwaltung Zugang zur fristgerechten Abgabe von statistischen 

Meldungen zur Berechnungen des Finanzausgleichs hat. Dies kann sich nach hiesiger 

Einschätzung jedoch für Meldungen ab dem Zeitpunkt der Eingemeindung beziehen, da Daten 

für Vorzeiträume in Zweifel nicht vorhanden sind.  

 

 

6.8. Kosten des politischen Ehrenamtes  

Die Vertreter der Gemeinden, allen voran die (ehrenamtlichen) Bürgermeister*innen und 

Bürgermeister, sind seit Monaten durch eine Vielzahl an Terminen, Presseanfragen und 

Sitzungen mit diesem Prozess befasst. Unstrittig dürfte sein, dass diese Termine auch im 

politischen Ehrenamt Aufwand verursacht haben, nicht nur auf die eingebrachte Zeit bezogen.  

 

 

6.9. Kosten der Rechtsberatung  

Auch mit dem jetzt vorliegenden Gesetzesentwurf zeigt sich die Notwendigkeit, dass sich die 

Gemeinden, die Flächen des Gutsbezirks aufnehmen sollen, rechtlich beraten lassen. Der 

Entwurf weist Regelungslücken auf, insbesondere lässt er die finanziellen Folgen des Gesetzes 

gänzlich außer Acht. Es finden sich gerade hierzu keinerlei Ausführungen im Text und der 

Begründung des Gesetzes. Diese Nichtbefassung mit gemeindlichen Interessen, aber auch mit 

Interessen der Ämter, war schon sehr früh, weit vor der Formulierungshilfe, erkennbar. Die 

weitere Rechtsberatung wird in dem anstehenden Verfahren wahrscheinlich weiter erforderlich 

sein. 

Diese Kosten sollten als kausal angesehen und in der entstandenen Höhe erstattet werden. Sie 

dienen nach hiesiger Einschätzung allein dazu, eine rechtliche tragbare Lösung zu finden, die 

insbesondere im Interesse des Gesetzgebers liegen sollte.   

 

 

6.10 Verwaltungsaufwand im Gesetzgebungsverfahren 

Der bisher entstandene Verwaltungsaufwand wird insgesamt auf rd. 137.400 € beziffert, wovon 

das federführende Amt Hohe Elbgeest allein ein Anteil von 102.400 € getragen hat. 

Insbesondere der Amtsdirektor und der Kämmerer sind seit Monaten mit diesem Vorgang, wie 

aktuell mit dem Erstellen der Stellungnahme für die Gemeinden und zuvor dem Erstellen des 

intergemeindlichen Vorschlags zur Gebietszuteilung, beschäftigt.  

Die obige Zahl berücksichtigt anteilige Personalkosten ohne Gemeinkostenverteilung wie z.B. 

durch die KGSt gutachterlich nachgewiesen. Diese Betrachtung beschränkt sich auf den 
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Zeitraum bis zum erwarteten Inkrafttreten eines Gesetzes zur Eingemeindung und Auflösung 

des Gutsbezirkes, sie beinhaltet nicht nach Inkrafttreten entstehende Kosten. Auch die später 

insgesamt aufgelaufenen Verwaltungsaufwendungen sollten erstattet werden.  

Schreibt man den gewählten Ansatz fort, so sind über die Gemeinden und Ämter hinweg weitere 

rd. 186.950 € an Verwaltungsaufwand zu erwarten, da sich die Auseinandersetzung um die 

Folgen und Auswirkungen voraussichtlich über einen Zeitraum von 2 Jahren hinziehen werden, 

bis alle Folgen aufgefangen sind. Im Bereich von Vertragsangelegenheiten wird weiterer 

Aufwand in Höhe von rd. 32.000 € erwartet.  

Der Vollständigkeit halber ist eine Position in Höhe von 8.000 € nach den hier bestehenden 

Regelungen zur Archivgemeinschaft zur Übernahme der Archivalien anzugeben. In der Höhe 

kein erheblicher Betrag, inhaltlich jedoch bedenkenswert. Wünschenswert wäre auch hier eine 

inhaltliche Befassung im Gesetz zum Sichern der bei dem Gutsbezirk sicher vorhandenen 

archivwürdigen Unterlagen, die bei Auflösung des Gutsbezirkes herauszugeben wären.  

Ausgelöst durch die Umgemeindung des sog. „Riesenbetts“ entstehen in der Verwaltung an 

verschiedenen Stellen Verwaltungsaufwendungen, die jedoch wohl nicht erheblich sein dürften. 

Erwähnt werden muss aber der Aufwand, den die Einwohner*innen des Riesenbettes haben 

dürften. 

In § 3 des Gesetzesentwurfes klingt schon ein weiterer Punkt an, der im entstehenden Aufwand 

schwer einzuschätzen ist: Die Übernahme der Kassengeschäfte des Gutsbezirkes 

Sachsenwald. Unklar scheint schon zu sein, welche Kasse welche Leistungen in diesem 

Zusammenhang zu übernehmen hat. Für die Amtskasse Hohe Elbgeest wird unter den schon 

zuvor genannten Annahmen mit einem Aufwand in Höhe von weiteren rd. 17.200 € gerechnet, 

ohne Gemeinkosten.  

 

Erwartbar werden weiter für zukünftige, dann zugegebenermaßen freiwillige, Umgemeindungen 

Aufwendungen entstehen.  

Dank der auf gemeindlicher Ebene geführten konstruktiven Gespräche sind weitere 

Flächentausche zu erwarten, die weiteren Aufwand für die Abwicklung nach den Regelungen 

der Gemeindeordnung verursachen werden. Keine der an dem heutigen Prozess beteiligten 

Gemeinden verfolgt in diesem Gesetzgebungsverfahren ein grundsätzlich freiwilliges Interesse, 

die konstruktive Haltung resultiert vornehmlich aus einem starken Solidaritätsgedanken 

insbesondere gegenüber der Gemeinde Aumühle. Ausgelöst durch dieses Gesetzesvorhaben 

werden aber für zukünftig Umgemeindungen Aufwendungen entstehen.  

Jedenfalls für die Gemeinden des Amtes Hohe Elbgeest muss darauf hingewiesen werden, dass 

die bisher vom Gutsbezirk gezahlte Amtsumlage komplett entfällt, die Amtsgemeinden 

insgesamt werden diesen Ausfall kompensieren müssen.  

 

Es wird darüber hinaus bei den Gemeinden und den Ämtern zu einer dauerhaften 

Aufgabenerweiterung kommen, was in der Folge wiederum zu gestiegenen 

Verwaltungsaufwand führen wird.  

 

Beispiele:  

- Gefahrenabwehr in besondere Lagen, wie z.B. Einsatzkonzept Unfall Bahnstrecke  

- Allgemeine Ordnungsangelegenheiten, wie z.B. freilaufende Hunde, Müllablagerungen 

- Katastrophenschutz / Zivilschutz 

- Bauleitplanung  

- Beteiligung an übergemeindlichen Planungen, wie Beteiligungen als sogenannter Träger 

öffentlicher Belange 

- Baumkontrollen  

- Verkehrssicherung 
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- Straßenreinigung und Winterdienst  

- Widmung und Einziehung von Straßen und Wegen  

- Technische Unterhaltung von Brandschutzeinrichtungen  

- Leistungen der Bauhöfe, wie Personalmehrbedarf, ein Mehr an Geräten und mehr AfA.  

 

6.11. Brandschutz 

Die Kosten für den erforderlichen Brandschutz und auch für die technische Hilfe können ohne 

eine externe Begutachtung nicht erstellt werden. In Anlehnung an das Verfahren zum 

Brandschutz im Fehmarnbelttunnel wird auch hier eine expertise Bedarfsermittlung erforderlich 

sein. Eine Kostenschätzung für ein solches Gutachten und die anschließende Beschaffung von 

Ausrüstungsgegenständen kann von hier nicht abgegeben werden.  

 

 

6.12. Gutachten Straßen, Begutachtung 

Für die Übernahme von Straßenbaulasten sind sehr umfangreiche Ermittlungen durchzuführen 

um die die Eigentumsverhältnisse an öffentlichen Straßen und Wegen auch in dem öffentlichen 

Register Grundbuch ablesbar zu machen. Welche Wege im Einzelnen als öffentliche oder als 

private Wege im Sinne des Straßen- und Wegegesetzes einzustufen sind, müsste im Detail 

geprüft werden. So oder so kommen auf die betroffenen Gemeinden, namentlich auf Aumühle, 

erhebliche Belastungen zu, weil die Gemeinden mit der Eingemeindung Trägerinnen der 

Straßenbaulast für die öffentlichen Wege im Sachsenwald sind (ausgenommen die Bundes- 

und Landesstraßen). In der Höhe kann dieser Aufwand heute noch nicht beziffert werden. 

Dasselbe gilt für die technischen Abteilungen der Verwaltungen, schließlich verbleibt 

dauerhafter Mehraufwand bei den Gemeinden zur Wegeunterhaltung.  
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7. Erwartungshaltung  

Die Gemeinden Aumühle, Börnsen, Dassendorf und Kröppelshagen-Fahrendorf, wie auch die 

im Bereich des Amtes Schwarzenbek-Land beteiligten Gemeinden Brunstorf, Kasseburg und 

Möhnsen und die Stadt Schwarzenbek zeigen sich weiter konstruktiv und unterstützend in dem 

jetzt eingeleiteten Gesetzgebungsverfahren. Insbesondere die Gemeinden Dassendorf und 

Kröppelshagen-Fahrendorf haben Interesse an mindestens für ihre Wasserversorgung 

genutzten Flächen, die heute im gemeindefreien Gebiet belegen sind, die Gemeinde 

Dassendorf darüber hinaus an einer Umgemeindung des sog. „Riesenbettes“ von der Gemeinde 

Aumühle nach Dassendorf.  

Es zeigt sich aber nach Auseinandersetzung mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf, dass eine 

Reihe von Fragen bisher gar nicht oder auch nicht ausreichend beantwortet wurden. Der 

Gesetzestext selbst als auch die beiliegende Begründung erscheinen zum heutigen Zeitpunkt 

nicht entscheidungsreif.  

Der Gesetzgeber sollte die hier angeführten Punkte vertiefend aufgreifen und für eine geordnete 

Regelung bei Auflösung des Gutsbezirkes Sachsenwald herbeiführen, wobei sich die Frage der 

Erforderlichkeit des so gewählten gesetzgeberischen Handelns weiter stellt.  

Die Gemeinden äußern übereinstimmend die Erwartungshaltung, dass der Gesetzgeber bei 

dieser Art des Eingriffs in die kommunale Selbstverwaltungsgarantie eine auf einer 

angemessenen Sachverhaltsermittlung ausgewogene Entscheidung unter besonderer 

Würdigung der Gründe des öffentlichen Wohls trifft.  

Aufgaben und deren ständige Kostenauswirkungen müssen erfasst, zu erwartende 

Zuständigkeitsverlagerungen vom aufzulösenden Gutsbezirk auf Gemeinden und Ämter klar 

beschrieben sein. Kosten, die im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungsverfahren bei den 

Gemeinden oder Ämtern entstanden sind oder entstehen, sind zu erstatten.  

Auf der anderen Seite sind mögliche Erträge sachgerecht zu ermitteln und unter Beachtung der 

Wirkungen des Finanzausgleichsgesetzes ins Verhältnis zu setzen.  

Der Gesetzesentwurf selbst, insbesondere aber die Begründung, weisen in der aktuellen 

Fassung Fehler, Unvollständigkeiten und Lücken auf, die zu korrigieren bzw. zu füllen sind. So 

ist bspw. schon der vom Amtsdirektor des Amtes Hohe Elbgeest übermittelte Vorschlag an das 

Innenministerium zur Gebietsaufteilung in den Gesetzestext nicht richtig übernommen, die 

Kartendarstellung weicht hier vom Text ab.  
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29.10.2025 

8. Abschließende Stellungnahme  

Die Gemeinden werden das beabsichtigte Gesetzgebungsverfahren weiter konstruktiv 

begleiten.  

Es wird allerdings erwartet, dass auf die in dieser Stellungnahme hingewiesenen Punkte bei 

den anstehenden Beratungen auf Landesebene eingegangen wird. 

Möglicherweise ist es mit dieser angeforderten Stellungnahme gelungen, Anregungen zu 

geben und Lösungsansätze zu finden, die in einem guten und offenen Dialog weiter vertieft 

werden können, um den mit dem Gesetzesentwurf einhergehenden Eingriff in die kommunale 

Selbstverwaltungsgarantie abzumildern. 

 

 

gez.        gez.  

Knut Suhk       Katharina Münnich  

Bürgermeister Aumühle     Bürgermeisterin Börnsen  

 

gez.       gez.   

Claus-Heinrich Nesemann    Martina Falkenberg 

Bürgermeister Brunstorf     Bürgermeisterin Dassendorf 

 

gez.       gez.   

Michaela Eickhoff     Michael v. Brauchitsch 

Bürgermeisterin Kasseburg    Bürgermeister Kröppelshagen-Fahrendorf 

 

gez.        gez.  

Rudolf Michael Strunk     Norbert Lütjens 

Bürgermeister Möhnsen     Bürgermeister Stadt Schwarzenbek 

 

 




